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(Angela Freimuth [FDP] schüttelt den Kopf.) 

Der zweite Punkt, den wir als Landesregierung vo-
ranbringen, ist die Forschungs- und die Technolo-
giestrategie. Ich habe Ihnen „Fortschritt NRW“, das 
Rahmenprogramm, vorgestellt. Damit stärken wir 
den Forschungsstandort hier in Nordrhein-
Westfalen. Wir haben das neue Max-Planck-Institut, 
das uns in der Frage der Energiekonversion weiter-
bringen wird. Wir haben auch die zweite Ausbaustu-
fe für die Petaflop-Höchstleistungsrechner in Jülich. 
Sie kosten eine Menge Geld, aber das sind wirklich 
sinnvoll investierte Mittel.  

Wir können mit dem, was wir hier in der For-
schungspolitik an Geld investieren, wirklich Antwor-
ten auf die großen Herausforderungen unserer Zeit 
geben. Wir stärken ganz gezielt die Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Forschungsstandortes. Wir kämpfen 
gegen den Fachkräftemangel, und wir sorgen für 
eine Verbesserung der Wettbewerbsposition hier in 
Nordrhein-Westfalen.  

Falls Sie noch nicht ganz so überzeugt sind: Ich 
durfte gestern beim Bundesverband mittelständi-
sche Wirtschaft referieren und habe dort unsere In-
novationsstrategie vorgestellt. Die waren übrigens 
von dieser Strategie ganz begeistert. Wenn man 
sich vorstellt, dass der überwiegende Teil unserer 
Industrie mittelständisch geprägt ist, fühle ich mich 
da jedenfalls in guter Gesellschaft.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir setzen den Konsoli-
dierungskurs fort. Das ist notwendig. Wir schaffen 
aber gleichzeitig Spielraum für die Gestaltung der 
Zukunft in Nordrhein-Westfalen. Wir investieren in 
die Bildung, wir investieren in die Forschung, wir in-
vestieren in junge Menschen. Das ist gut angelegtes 
Geld. Ich würde mich über eine Unterstützung die-
ses Einzelplans wirklich freuen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Damit sind wir am Schluss der Bera-
tung; mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 06. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/1206, den Einzelplan unverändert anzunehmen. 
Ich darf Sie fragen, wer dafür ist, dieser Beschluss-
empfehlung zu folgen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich der Stimme? – Damit ist die Beschluss-
empfehlung mit den Stimmen der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen angenommen 
und der Einzelplan 06 beschlossen.  

Wir kommen zurück zu den vorhin beratenen Ein-
zelplänen 05 und 03 und holen die Abstimmung 
nach. 

Zu dem Einzelplan 05, Ministerium für Schule und 
Weiterbildung, liegt uns die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1205 des Haushalts- und Finanz-
ausschusses vor. Er empfiehlt, den Einzelplan un-
verändert anzunehmen. Ich darf auch hier um 
Handzeichen bitten, wer dieser Beschlussempfeh-
lung folgen möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Bei vereinzelten Enthaltungen der 
Fraktion der Piraten ist diese Beschlussempfehlung 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Gegenstimmen aus den 
Fraktionen CDU, FDP und Piraten angenommen. 
Der Einzelplan 05 ist verabschiedet.  

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 03, Ministerium für Inneres und Kommuna-
les. Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt 
in Drucksache 16/1203, den Einzelplan 03 unver-
ändert anzunehmen. Ich darf auch hier um Hand-
zeichen bitten, wer dieser Beschlussempfehlung 
Folge leisten möchte. – Wer ist dagegen? – Gibt es 
Enthaltungen? – Damit ist auch die Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/1203 mit den Stim-
men der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
bei Gegenstimmen der Fraktionen CDU und FDP 
und Enthaltungen der Fraktion der Piraten ange-
nommen. Der Einzelplan 03 ist damit verabschie-
det.  

Wir kommen nun zum 

 Einzelplan 10 
Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

mit den Teilbereichen Umwelt und Naturschutz, 
Verbraucherschutz, Landwirtschaft und Klima-
schutz. Ich weise hier auf die Beschlussempfehlung 
und den Bericht des Haushalts- und Finanzaus-
schusses Drucksache 16/1210 hin und eröffne die 
Beratung für die folgenden Teilbereiche: 

 Teilbereich 
Umwelt und Naturschutz 

 Teilbereich 
Verbraucherschutz  

 Teilbereich 
Landwirtschaft 

Für die Fraktion der CDU hat die Kollegin Schulze 
Föcking das Wort.  

Christina Schulze Föcking (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wohl 
kaum ein Bereich ist so negativ von dem Regie-
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rungswechsel betroffen wie der Bereich Umwelt, 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz. War die Politik von CDU-Minister Uhlenberg 
noch durch Ausgleich, Weitsicht und Miteinander 
geprägt, so gilt seit zweieinhalb Jahren der Grund-
satz der ideologischen Einseitigkeit.  

(Beifall von der CDU) 

Eine Politik des Alarmismus ist vorherrschend, 
Schwarz-Weiß-Denken kennzeichnet das Handeln 
dieser Regierung.  

Sie, Herr Minister Remmel, betreiben eine Politik 
der Konfrontation, um sich in den eigenen Reihen in 
Szene zu setzen. Sie haben dies bei Ihrer Bewer-
bungsrede zur Listenaufstellung der Grünen im Jahr 
2010 damit umschrieben, dass es eine – Zitat – 
„neue Radikalität“ brauche.  

(Beifall von den GRÜNEN – Mehrdad Mosto-
fizadeh [GRÜNE]: Ja!) 

Genau das setzen Sie seit der Regierungsüber-
nahme um. So sehr Sie sich mit Unterstützung Ihrer 
Presseabteilung den Anschein einer zupackenden 
Person geben, so sehr lassen Sie es an der not-
wendigen Fachlichkeit vermissen.  

(Beifall von der CDU) 

Aktuelles Beispiel für alle BImSch-Betriebe sind die 
Abluftfilter, die Sie in der Landwirtschaft jetzt instal-
lieren lassen wollen. Das ist ein weiterer Schritt Ihrer 
perfiden Politik der Nadelstiche gegen eine Land-
wirtschaft, die nicht in das Konzept der Landesre-
gierung passt.  

(Beifall von der CDU) 

Damit lässt auch die Ministerpräsidentin die Land-
wirte im Stich, anders als noch bei ihrem mehrstün-
digen Praktikum angekündigt.  

(Zuruf von der CDU: Wo ist sie denn?) 

Sie wollen nämlich durch eine einfache Verordnung, 
die nicht der Zustimmung des Parlamentes bedarf, 
zukünftig Geruchsfilteranlagen verpflichtend vor-
schreiben. Die Grenze bezieht sich dabei nicht auf 
die Tierplatzzahl des Stalles, sondern auf die Sum-
me der Tiere, die dort insgesamt gehalten werden. 
Sogar bei einem Bauantrag für einen kleinen Stall 
sind dann im besagten Fall die teuren Filter erfor-
derlich.  

Die Folge daraus wird sein, die höheren Zusatzkos-
ten auf möglichst viele Stallplätze umzulegen. Das 
Ergebnis: Wenn Ställe zukünftig gebaut werden, 
dann dank Ihres Erlasses aber so richtig. Dann ent-
stehen richtig große Ställe. In letzter Konsequenz 
macht Ihr Erlass auch nur noch die großen Ställe 
rentabel.  

Wir als CDU wollen hingegen die Wertschöpfung in 
der Hand der bäuerlichen Familien halten, sie un-
terstützen und ihnen nicht noch das Leben schwer 
machen.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, außerdem ist der Nutzen 
dieses Aufwandes fraglich. Denn bis heute ist es 
der Wissenschaft nicht gelungen, einen direkten 
Zusammenhang zwischen der Dosis und der Wir-
kung von gesundheitsrelevanten Bioaerosolen her-
zustellen. Allgemein gültige Schwellen- und Grenz-
werte gibt es nicht. Sie, Herr Minister, scheint das 
nicht zu kümmern. Oder haben Sie Kenntnisse, die 
Sie uns bisher vorenthalten? Dann würde mich das 
schon sehr interessieren.  

Es kümmert Sie auch nicht, wie die Landwirte vor 
Ort dieses bezahlen sollen. Es kümmert Sie eben-
falls nicht, dass in Nordrhein-Westfalen im Vergleich 
zum Bund einmal wieder draufgesattelt und die 
Wettbewerbssituation für die hiesigen Landwirte 
deutlich verschlechtert wird. So kann nur einer han-
deln, der nie auf einem Hof gearbeitet hat, der nie 
betriebswirtschaftliche Verantwortung für den Hof, 
für die Familie, Angestellte, Acker und Vieh hatte.  

(Beifall von der CDU) 

Herr Minister, Sie tragen Verantwortung für Landwir-
te und Verbraucher gleichermaßen. Beiden werden 
Sie aber so nicht gerecht. Ich frage Sie: Ist es ver-
antwortungsvoll, unsere Landwirte wirtschaftlich 
immer mehr in die Ecke zu treiben? Wo ist der Nut-
zen für unsere Verbraucher, wenn Produkte zukünf-
tig aus anderen Ländern kommen und wir keinerlei 
Einfluss mehr auf die Erzeugung haben? Verlierer 
sind beide, Landwirte und Verbraucher.  

(Beifall von der CDU) 

Verlierer sind auch die Jäger. Denn auch das neue 
Jagdgesetz dient nicht der Sache, sondern soll die 
eigene Klientel zufriedenstellen.  

(Beifall von der CDU) 

Sie wollen ein ökologisches Jagdgesetz. Ein weite-
rer Bereich soll nach Ihren Vorstellungen umgestal-
tet werden. Allerdings, das Jagdgesetz hat sich be-
währt und über all die Jahre als höchst praktikabel 
erwiesen. Die Jägerschaft ist seit je im besonderen 
Maße, wie auch die Landwirte, um die Hege und 
Pflege unserer Kulturlandschaft bemüht. Genau 
diesem Engagement fallen Sie jetzt in den Rücken. 
Aus unserer Sicht ist das höchst unverständlich und 
fahrlässig.  

(Beifall von der CDU) 

Herr Minister, Sie verfügen über ein breit aufgestell-
tes Ressort. Sie haben vielfältige Möglichkeiten, Sie 
beschränken sich aber nur auf einige wenige As-
pekte, die Sie zur Selbstdarstellung noch brauchen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: So wie Sie!) 

Vieles hingegen lassen Sie liegen. Wie halten Sie 
es beispielsweise mit dem Thema „Ernährungs-
kompetenz“? Sie und Frau Löhrmann führen zwar 
das Schulobstprogramm Ihres Vorgängers fort. 
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Aber das ist zu wenig, zumal Sie es auch noch ver-
wässern und die Schulen zukünftig nur noch an drei 
Tagen und nicht mehr an fünf Tagen mit Schulobst 
versorgt werden. Das Thema interessiert Sie nicht. 
Das merkt man.  

Was hat die Landesregierung beispielsweise für die 
Versorgung des ländlichen Raumes getan? Was ist 
mit der hausärztlichen Versorgung? Was ist mit 
dem Einzelhandel? Immer mehr Läden machen zu, 
und wer kein Auto besitzt, muss immer weitere 
Strecken überwinden.  

(Beifall von der CDU) 

Die Landesregierung hat nichts gemacht. Sie hat 
nach eigenen Angaben noch nicht einmal belastba-
re Zahlen zur Situation des Einzelhandels im ländli-
chen Raum zur Hand.  

Herr Minister Remmel, wie gesagt, nur in wenigen 
Ressorts gibt es so viele Einflussmöglichkeiten wie 
in Ihrem. Sie aber beschränken sich auf nur wenige 
öffentlichkeitswirksame und emotionalisierende 
Themen. Wesentliche Themen bleiben außen vor. 
Konfrontation statt Ausgleich, das ist Ihr Regie-
rungsstil.  

Sehr geehrte Damen und Herren, es gäbe sicherlich 
noch einiges zu sagen, aber das Haushaltsjahr, 
über das wir heute beraten, steht 54 Tage vor sei-
nem Ende. Daher möchte ich die Debatte nicht un-
nötig in die Länge ziehen; denn Vorschläge können 
Sie eh nicht mehr effektiv berücksichtigen.  

Gleichwohl, Herr Minister, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der Koalitionsfraktionen, eine grundsätzli-
che Bemerkung kann ich mir doch nicht verkneifen: 
Schlagen Sie endlich den Weg der Vernunft und 
des Ausgleichs ein. Lassen Sie andere Meinungen 
zu, und hören Sie auf die Fachleute! Wie wir in vie-
len Anhörungen feststellen konnten, ist dies doch zu 
kurz gekommen.  

(Beifall von der CDU) 

Ansonsten bringt Ihre Politik unser Land nicht voran, 
sondern sie wird es zurückwerfen. Sie haben mit 
Datteln schon einen riesigen industriepolitischen 
GAU angerichtet. Sie sollten genau diesen Fehler 
nicht auch noch in anderen Bereichen wiederholen.  

Abschließend möchte ich das Augenmerk noch 
einmal auf die Versorgungssituation im ländlichen 
Raum lenken. Die Krönung ist nämlich das Gejam-
mer dieser Landesregierung in einer Antwort auf ei-
ne Kleine Anfrage der CDU. Sie schreiben dort:  

„Da der Landesregierung derzeit … keine aus-
reichenden Ressourcen zur Verfügung stehen, 
wäre es wünschenswert, mit entsprechenden 
Partnern diese Lücke zu füllen.“  

Der Finanzminister macht 3,6 Milliarden € Schulden, 
der Etat des Landwirtschaftsministers steigt um 
88 Millionen € auf weit über 900 Millionen €. Die Mit-
tel für das Personal steigen von 133,5 Millionen € 

auf 141,3 Millionen €. Meine Damen und Herren, wo 
fehlen da die Ressourcen? Ihr Vorgänger im Amt, 
Eckhard Uhlenberg, hatte 2010 noch insgesamt 
745,4 Millionen € zur Verfügung.  

Wie ich gerade ausgeführt habe, liegt Ihr Etat, Herr 
Remmel, bei weit über 900 Millionen €. Seit 2010 ist 
der Etat Ihres Ministeriums um 23 % gestiegen. 
23 % in zwei Jahren! Und Sie schaffen es nicht, sich 
einen Überblick über die Lage im ländlichen Raum 
zu verschaffen, geschweige denn Hilfen anzubie-
ten? Das sind griechische Verhältnisse. Genau das, 
meine Damen und Herren, ist der Grund, warum wir 
diesem Haushalt nicht zustimmen werden.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die Fraktion der SPD spricht nun der 
Kollege Krick. 

Manfred Krick (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch 
wenn der Haushalt für den Bereich des Umwelt- 
und Naturschutzes mit einem Volumen von 920 Mil-
lionen € relativ klein aussehen mag, so betrifft er 
doch einen ganz zentralen Bereich. Hier wird näm-
lich mit entschieden, wie wir unsere Umwelt unse-
ren Kindern und Kindeskindern überlassen. Eines 
sollten wir auch nicht aus dem Auge verlieren: Um-
weltpolitik ist nicht nur für die Natur da, Umweltpoli-
tik ist auch für den Menschen da. Umweltpolitik ist 
aktive Gesundheitspolitik für unsere Generation und 
für die nachfolgenden Generationen. 

Ich finde, dass der Haushalt 2012 diesem Anspruch 
gerecht wird. Ich danke im Namen der SPD-
Fraktion der Landesregierung für diesen Haushalt. 

Frau Kollegin Schulze Föcking, ich will nicht im De-
tail auf Ihre Ausführungen eingehen. Sie waren ja 
fast schon persönlich beleidigend.  

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Ich glaube, Sie sehen alles durch eine sehr rosarot 
gefärbte Brille der Landwirtschaft. Eines müssen Sie 
doch zur Kenntnis nehmen: Diese rosarote Fär-
bung, die auch den ehemaligen Landwirtschaftsmi-
nister geprägt hat, ist gescheitert. Deshalb ist Ihre 
Regierung auch abgewählt worden.  

(Zuruf von der CDU: Genau deswegen!?) 

Ich möchte an dieser Stelle nicht nur der Landesre-
gierung danken. Ich möchte – ich glaube, das ge-
hört auch zu dieser Debatte – denjenigen danken, 
die sich für die Natur einsetzen, die im bürgerschaft-
lichen Ehrenamt für und in der Natur arbeiten, und 
auch den verantwortungsvollen Landwirten, Fi-
schern und Waldbauern, die sich für diesen Bereich 
in ihrer täglichen Arbeit engagieren und damit dazu 
beitragen, dass unser Land nachhaltig gesichert 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 545 Plenarprotokoll 16/11 

 

wird, und die Sorge und Verantwortung für diese 
Aufgabe tragen.  

(Beifall von der SPD) 

Auch der Einzelplan 10 ist wie der gesamte Haus-
halt darauf ausgerichtet, dass die Koalition ihre ge-
machten Zusagen auch tatsächlich einhält. Ich 
möchte das exemplarisch an drei Bereichen kenn-
zeichnen. 

Der Ansatz für Naturschutz und Landschaftspflege 
ist auf 30 Millionen € erhöht worden. Darin sind die 
erhöhten Mittel von 8 Millionen € für die Biologi-
schen Stationen enthalten. Wir haben als Koalition 
immer zugesagt, dass wir die Arbeit der Biologi-
schen Stationen auf ein dauerhaftes und gesicher-
tes finanzielles Fundament stellen werden. Das ist 
nunmehr erreicht. Die Biologischen Stationen leis-
ten ganz wichtige Unterstützungsarbeit für Landes-
behörden. Sie entlasten damit auch die Städte und 
Kreise, und – was vielleicht noch viel wichtiger ist – 
sie bündeln das naturschutzliche Ehrenamt und 
setzen auch gemeinsam mit der Landwirtschaft vor 
Ort Naturschutzprogramme und den Vertragsnatur-
schutz um. 

Verlässlich ist der Haushalt aber auch für unsere 
Städte. Die Städte haben Umweltaufgaben über-
nommen. Auch im Jahr 2012 wird das Land diese 
Umweltaufgaben mit 25 Millionen € finanzieren. 
Damit ist auch auf der Ortsebene eine effektive 
Umweltschutzverwaltung gesichert. 

Zentrales Thema im Umweltschutz ist nach wie vor 
das Problem des zu großen Flächenverbrauchs. 
Unser Ziel ist ja, bis 2020 auf einen Flächenver-
brauch von 5 ha herunterzukommen. Das sind dann 
immer noch 1.800 ha im Jahr. Um dieses Ziel bis 
2020 tatsächlich zu erreichen, bedarf es großer An-
strengungen und Überzeugungsarbeit. Hauptsäch-
lich sind sicherlich zunächst erst einmal die Kreise 
und Städte als Träger der Planungshoheit gefordert. 
Aber auch hier lässt das Land die Kommunen nicht 
im Stich: Wir haben entschieden, dass der soge-
nannte Altlastensanierungs- und Altlastenaufberei-
tungsverband fortgeführt wird und die Mittel, die 
diesem für die Sanierung von Altflächen und damit 
das Flächenrecycling zur Verfügung gestellt wer-
den, in diesem Haushalt von 2 Millionen € auf 
7 Millionen € erhöht werden. 

Ich komme zum Bereich der Landwirtschaft, die un-
ter diesem Flächenverbrauch besonders leidet. Un-
sere Kulturlandschaft ist durch eine jahrhunderte-
lange landwirtschaftliche Produktion geprägt. 
Gleichzeitig ist aber auch unstrittig, dass Intensiv-
landwirtschaft unser Wasser – bis hin zum Grund-
wasser – und ebenfalls die Artenvielfalt gefährden 
kann. Entschuldigen Sie meine vielleicht etwas flap-
sige Ausdrucksweise: Die Landwirtschaft ist in die-
sem Falle quasi Opfer und Täter zugleich. 

(Widerspruch von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Deshalb begrüßen wir als SPD ausdrücklich die 
Bemühungen der EU-Kommission, zukünftige För-
derungen verstärkt nach ökologischen Aspekten 
auszurichten.  

Der ländliche Raum – Frau Schulze Föcking, den 
hatten Sie ja auch erwähnt – ist wirtschaftsstark und 
lebenswert. Gleichzeitig bietet er viele Möglichkeiten 
der Freizeitgestaltung und Naherholung. Er ist ge-
rade in Verbindung mit unseren Ballungsräumen ein 
ganz wichtiger Standortfaktor. Gerade das macht 
unser Land NRW so interessant. 

Unser Ziel ist es, die Beschäftigung und Wertschöp-
fung auch im ländlichen Raum zu erhalten. Wir 
müssen deshalb die Förderungen konzentrieren, 
zusammenführen und integrieren. So können wir 
auch zukünftig Erwerbsmöglichkeiten im ländlichen 
Raum sichern, den Naturschutz stärken und regio-
nale Wertschöpfungsketten zusammenführen. 

Ich denke, dass gerade dafür auch die Aufgabe der 
Energiewende ganz erhebliche Potenziale bildet. 
Noch ein kurzes Stichwort zur „Energiewende“: Al-
les, was wir mit diesem und zukünftigen Haushalten 
in die Umwelt investieren, was Ehrenamtler leisten, 
was Landwirtschaft Forstwirtschaft machen, wird 
nicht fruchten, wenn es uns nicht gleichzeitig ge-
lingt, den Klimawandel zu verhindern. Deshalb 
muss es uns auch gelingen, die Energiewende zu 
erreichen. Hier muss, so denke ich, auch der Natur-
schutz gewisse Zugeständnisse und Kompromisse 
eingehen. 

Meine Damen und Herren, ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Krick. – Für die FDP-Fraktion spricht nun 
der Kollege Busen. 

Karlheinz Busen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Menschen in Nordrhein-
Westfalen – gerade die im ländlichen Raum – sind 
in tiefer Sorge. Das liegt daran, dass Sie Bauernfa-
milien, die ihr Land seit Jahrhunderten traditionell 
bewirtschaften, mit stetem und offenem Misstrauen 
begegnen. 

(Beifall von der FDP) 

Das Schüren dieses Misstrauens führt zu traurigen 
Zuständen. Ich will Ihnen nur ein Beispiel nennen: 
Viele Verbraucher greifen inzwischen lieber zu einer 
fragwürdig und umweltschädlich hergestellten an-
geblichen Biokartoffel aus Ägypten statt zu einer 
traditionell angepflanzten deutschen Kartoffel 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: So weit haben 
die es gebracht!) 

– ja! –, einer Kartoffel, die nicht unter großem Ener-
gie- und Bewässerungsaufwand der Wüste abge-
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rungen wurde, sondern die auf der heimischen 
Scholle wächst. 

(Beifall von der FDP) 

Die Bauern in NRW bleiben auf diesen Kartoffeln 
sitzen, weil Sie die Verbraucher verunsichert haben. 

(Beifall von der FDP) 

Damit noch nicht genug! Nach Ihren Äußerungen 
auf dem Fachkongress der Grünen zur Zukunft der 
Tierhaltung in Münster bangen Hunderte von Fami-
lien im Münsterland um ihre Existenz. Dort haben 
Sie, Herr Remmel, nämlich gesagt, dass Sie Ihnen 
vorliegende 120 Bauanträge für Mastställe von Fa-
milienbetrieben im Münsterland am liebsten ableh-
nen würden. – So können Sie doch nicht mit diesen 
Familien umgehen! 

(Beifall von der FDP) 

Sie wollen den Menschen in Nordrhein-Westfalen 
weismachen, dass hier 120 Mastbetriebe entstehen 
sollen. In Wahrheit handelt es sich oft nur um Erwei-
terungen oder Ersatzneubauten, die nur dem einen 
Zweck dienen, das Familieneinkommen zu sichern. 
Weil Sie den Landwirten mit Misstrauen begegnen, 
misstrauen die Landwirte auch Ihnen. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

In Wirklichkeit ist die oft angeprangerte Flut von An-
trägen vor allem der Unsicherheit geschuldet, weil 
niemand weiß, was er in zwei oder drei Jahren noch 
genehmigt bekommt. Daher wird jetzt vorsorglich 
schon einmal ein Antrag gestellt. 

Und als ob das nicht schon ausreicht, wollen Sie 
jetzt mit dem Verbandsklagerecht das Chaos per-
fekt machen. Die ohnehin zutiefst verunsicherten 
Landwirte müssen dann jederzeit damit rechnen, 
dass ihr Betrieb zur Zielscheibe ideologisch aufge-
ladener Feldzüge gegen die Tierhaltung in Nord-
rhein-Westfalen wird. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  

Ich glaube, dass es um dieses Thema in der Öffent-
lichkeit nur deshalb so ruhig ist, weil viele Menschen 
noch gar nicht verstanden haben, was ein Ver-
bandsklagerecht für die Landwirtschaft bedeutet. 
Gehen Sie doch mal raus zu den Bauern, Herr 
Remmel, und stellen Sie das Verbandsklagerecht 
dort in aller Breite vor. Dann werden Sie erleben, 
was die Menschen im ländlichen Raum davon hal-
ten. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zudem wird das Verbandsklagerecht den Tierschutz 
nicht fördern, sondern blockieren. Es ist davon aus-
gehen, dass dringend notwendige Investitionen in 
tiergerechtere Anlagen aus Angst vor Klagen aus-
bleiben werden. Auch die Banken werden häufiger 
zögern, Landwirten Kredite zu gewähren, wenn die 
Investition auf so wackligen Füßen steht. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Diese ideologisierte Politik zieht weitere Kreise. Ein 
weiterer Personenkreis, den Sie zutiefst verunsi-
chert haben, sind die Jägerinnen und Jäger in Nord-
rhein-Westfalen. Diesen haben Sie bei der von 
Ihnen angekündigten und im Übrigen völlig unnöti-
gen Reform des Jagdrechts einen Dialog auf Au-
genhöhe zugesichert. Tatsächlich aber wirken Sie 
bislang so, als seien Sie manchen Tierschutzver-
bänden, die wie der Deutsche Tierschutzverband 
jüngst eine Abschaffung der Gottesdienste für Jäger 
fordern, näher. Denn in den Hubertusmessen erhiel-
ten Jäger den kirchlichen Segen für das Töten von 
Millionen Wildtieren, kritisierte der Verband. 

(Karl-Josef Laumann [CDU]: Ungeheuerlich!) 

Ich fordere Sie auf, Herr Minister Remmel, solche 
Auswüchse öffentlich zurückzuweisen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die Hubertusmesse ist ein Ausdruck der Achtung 
vor der Schöpfung und damit auch dem Tier. 

(Vorsitz: Präsidentin Carina Gödecke) 

Jäger erfüllen einen wichtigen gesellschaftlichen 
und gesetzlichen Auftrag. Jährlich werden so Millio-
nen ehrenamtliche Stunden zum Erhalt der Natur 
und der Tierwelt und zum Schutz der Menschen vor 
Wildunfällen geleistet. Dass Jäger für diese Arbeit 
den Segen der Kirche erhalten, ist richtig. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Begegnen Sie der Jägerschaft mit Respekt vor ih-
ren Leistungen für den Naturschutz. Ich erinnere 
gerne an die Feldlerchen-Projekte, den Rebhuhn-
schutz oder die Wildhecken. Ferner sind die rollen-
den Waldschulen in Nordrhein-Westfalen ein leuch-
tendes Beispiel für die Umweltarbeit der Jäger-
schaft. 

Zudem sollte an dieser Stelle auch einmal erwähnt 
worden, dass Greenpeace das von Jägern in Nord-
rhein-Westfalen erlegte Wildfleisch als bio, regional 
und klimaneutral anpreist und den Kauf und Verzehr 
von Wild empfiehlt, und zwar Niederwild und Hoch-
wald einschließlich Fasanen, Hasen und Kanin-
chen. Greenpeace hat es verstanden. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Die FDP steht für einen starken ländlichen Raum. 
Wir ziehen mit den Landwirten, den Waldbauern 
und den Jägern an einem Strang. Und lassen Sie, 
Herr Remmel, den Menschen – ob Landwirt oder 
Jäger – ihre Freiheit – die Freiheit, selbstverantwort-
lich zu handeln, und hören Sie mit der Bevormun-
dung auf. Weidmannsdank! 

(Lebhafter Beifall von der FDP und der CDU) 
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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Busen. – Der nächste Redner ist der Kolle-
ge Markert für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: So, jetzt kommt 
ein „sachlicher“ Beitrag!) 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Liebe Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Das war ja ein bemerkenswert eindimensionaler 
Einstieg, Frau Kollegin Schulze Föcking und ge-
schätzter Kollege Busen. Weidmannsheil! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Man könnte fast meinen, wir reden hier heute nicht 
über Umweltpolitik, Verbraucherpolitik und Klima-
schutzpolitik, sondern wir reden nur noch über 
Landwirtschaftspolitik, und aufgrund der Art und 
Weise, wie Sie beide das hier an den Anfang ge-
stellt haben, merkt man auch, wie Ihre Umweltpolitik 
in der Vergangenheit aussah, wie sie jetzt aussieht 
und wie sie in der Zukunft aussehen wird und dass 
sich da offensichtlich nicht viel ändern soll. Das ist in 
Ihren Augen wahrscheinlich konservativ. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dass ausgerechnet Sie, Frau Schulze Föcking, un-
serem Minister Remmel Klientelpolitik vorwerfen, ist 
ziemlich selbstvergessen. Denn wir wollen einmal 
daran denken, wie Sie Umweltpolitik zu Zeiten von 
Eckhard Uhlenberg verstanden haben. 

Ich finde es übrigens auch ziemlich daneben, hier 
Berufserfahrung zum Maßstab zu machen. Denn 
nach meiner Erinnerung war auch der liebe Herr 
Uhlenberg nicht in einer Umweltverwaltung tätig, 
bevor er Umweltminister wurde. Jetzt Herrn Rem-
mel vorzuwerfen, dass er nicht selber auf einem Hof 
geackert hat, zieht insofern nicht. Er hatte zwar 
nicht die Gnade, einen Hof zu erben, aber trotzdem 
kann er jetzt gute Landwirtschaftspolitik machen. 
Aber dazu wird der Kollege Rüße gleich noch etwas 
sagen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will am Anfang auch daran erinnern: Als wir hier 
in Nordrhein-Westfalen, Frau Schulze Föcking und 
Herr Busen, die Regierung übernommen haben – 
zunächst als Minderheitsregierung –, haben wir in 
Teilen eine nicht mehr funktionsfähige Umweltver-
waltung und Umweltaufsicht vorgefunden. Das ha-
ben wir geändert, darauf werden wir weiter achten, 
und darauf sind wir auch stolz. Das erklärt zum Teil 
auch, warum die Haushaltsmittel bei uns angeho-
ben werden mussten. Denn Sie haben die Umwelt-
verwaltung – siehe Envio in Dortmund – kaputtge-
spart. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Dies möchte ich noch einmal betonen, bevor ich zur 
Umweltpolitik komme: Haushaltsdebatten sind 
schließlich immer Debatten über die großen Leitli-

nien der Politik, und in der Umweltpolitik ist eine 
große Leitlinie unsere Umweltwirtschaftsstrategie, 
die unser Umweltminister auch zu Recht als zentra-
les Vorhaben benannt hat. Was heißt das eigentlich 
genau? – Erlauben Sie mir, das etwas substanziel-
ler auszuführen. 

Konservative wie Sie betonen in der Regel den 
Umweltschutz. Damit meinen Sie landläufig, es gel-
te, die Umwelt nachgelagert vor den Folgen unserer 
wirtschaftlichen Tätigkeit zu schützen. Sie stellen 
sich Arbeitsteilung also wie folgt vor: Die einen pro-
duzieren und machen kaputt, und die anderen 
kommen her und reparieren. 

Ökonomie und Ökologie im nachhaltigen Sinne sind 
in diesem Denken nicht vorhanden, sondern sie 
sind bei Ihnen systemisch immer noch getrennt, und 
dies ist falsch – genauso falsch, wie es war, dass 
Herr Laschet im Spätsommer erneut den medialen 
Versuch unternommen hat, einen Gegensatz zwi-
schen aktiver Umweltpolitik und Arbeitsplätzen zu 
erzeugen. 

Wir vertreten in unserer Umweltwirtschaftsstrategie 
hingegen eine explizit politische Ökologie. Das heißt 
für uns: Die ökonomische Produktion und die ökolo-
gische Reproduktion unserer natürlichen Lebens-
grundlagen bilden einen Zusammenhang. Deswe-
gen argumentieren wir thematisch auch nicht so 
eindimensional wie Sie, Frau Schulze Föcking. So 
denken wir, so handeln wir, und dafür sind wir Grü-
nen da. Darin unterscheiden wir uns sehr deutlich 
von Ihnen als den Konservativen.  

Das ökologische Überleben ist die Basis für ökono-
misches Leben. Wie in keinem anderen Politikbe-
reich bedeutet falsches Handeln oder gar Nichthan-
deln in der Ökologie, dass die Folgen unumstößlich 
eintreten werden. Wir sehen es gerade bei den glo-
balen Zerstörungen, im Bereich der Biodiversität 
oder beim Klimawandel. Die Natur lässt sich nicht 
betrügen. Deshalb müssen wir auf sie hören ler-
nen – wir alle zusammen. Das ist eine Jahrhundert-
aufgabe, meine Damen und Herren. 

Weil ich gerade vom Betrügen rede, lassen Sie 
mich den Schwenk zu den Finanzdienstleistungen 
machen. Beim wirtschaftlichen Verbraucherschutz 
setzen wir richtigerweise einen weiteren Schwer-
punkt. Das heißt für uns, dass wir weiterhin auf den 
fortgesetzten Ausbau der Verbraucher/innenbera-
tung über das Netz der Verbraucherzentralen in 
NRW setzen. Frau Schulze Föcking, zumindest in 
meinem Wahlkreis, in Neuss, ist ein finanzielles Be-
kenntnis der CDU nicht erkennbar. Das heißt, Sie 
halten hier Sonntagsreden für ein gutes Netz der 
Verbraucherzentralen, und vor Ort stellen Sie die 
kommunalen Mittel nicht zur Verfügung.  

Zudem beobachten wir, dass bei den derzeitigen 
finanziellen Verwerfungen auf dem Finanzmarkt, 
der anhaltenden Rentendiskussion, aber auch der 
wachsenden Armut, insbesondere Altersarmut, viele 
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Menschen auf der Suche nach möglichst sicheren 
Finanzprodukten, Geldanlagen und Krediten sind. 
Vor diesem Hintergrund beobachten wir verstärkt 
auch unseriöse Praktiken der Anbieter, insbesonde-
re solcher Anbieter auf dem grauen Kapitalmarkt, 
also dem untypischen Finanzsektor.  

Um dem entgegenzuwirken – ich freue mich ganz 
besonders, dass Klaus Müller, der Chef der Ver-
braucherzentrale Nordrhein-Westfalen, auf der Zu-
schauertribüne sitzt –, wollen wir rasch wirksame 
Instrumente einführen, die es den Verbraucherinnen 
und Verbrauchern ermöglichen, den Anbietern von 
Finanzdienstleistungen auf Augenhöhe zu begeg-
nen. Dazu zählen eine einheitliche Aufsicht im Fi-
nanzsektor und die Etablierung von sogenannten 
Finanzmarktwächtern bei den Verbraucherzentra-
len. 

In der Umwelt- und Verbraucherpolitik weist der 
Haushaltsvorschlag insofern in die richtige Rich-
tung. Wir werden den Minister gerne weiterhin un-
terstützen getreu dem Motto von Johannes Rau: 
Sagen, was man tut, und tun, was man sagt.  

Es geht um die Vermeidung von Eindimensionalität 
und eine wirksam und gut arbeitende Umweltver-
waltung. An dieser Stelle: Herzlichen Dank all den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die dort aktiv 
sind, damit es solche Schweinereien wie bei Envio 
in Zukunft möglichst nicht mehr gibt, und dass sie, 
wenn es sie gibt, transparent aufgearbeitet wer-
den. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Danke schön, Herr 
Kollege Markert. – Für die Piratenfraktion spricht 
Frau Kollegin Brand. 

Simone Brand (PIRATEN) : Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wenn ich mir die Politik Ihres 
Ministeriums anschaue, Herr Minister Remmel, fällt 
mir immer wieder die Geschichte vom Hasen und 
Igel ein: Man hetzt wie wild herum in kleinen und 
eiligen Schritten, aber der nächste Umwelt- und 
Verbraucherskandal ist immer schon da. Voraus-
schauende und nachhaltige Politik sieht nach Mei-
nung der Piraten deutlich anders aus. 

Im Bereich des Umweltschutzes, also des Kernbe-
reichs grüner Politik, ist die Bilanz wirklich mager.  

Ein tolles Beispiel für bürgerferne und umweltschäd-
liche Politik ist die CO-Pipeline. Die Regierung he-
chelt den Wünschen der Bayer AG hinterher und 
genehmigt den Bau einer Pipeline, für die Bürger 
wegen angeblicher Gemeinnützigkeit sogar enteig-
net werden müssen. Sie können doch nicht ernst-
haft darüber überrascht gewesen sein, dass die 
Bürger NRWs davon nicht begeistert sind! Trotz al-
lem werden Steuergelder für etliche Gerichtsverfah-

ren, Gutachten, Expertenanhörungen in die Land-
schaft geblasen. Da hätte man mit Sicherheit etwas 
Besseres machen können, zum Beispiel eine Bür-
gerbefragung.  

Deshalb fordern wir Piraten, diesem Treiben ein 
Ende zu setzen und den Bau der Pipeline verbind-
lich zu untersagen.  

Aber das ist ja nicht die einzige Pipeline, die bei Ih-
rem Ministerium für Überraschung sorgte. Völlig un-
vermittelt stellt man fest, dass eine Kerosinpipeline 
der Firma Shell in Wesseling, die ja „erst“ vor knapp 
70 Jahren gebaut wurde, plötzlich nicht mehr hält, 
eine Pipeline, die mit Wissen und Genehmigung der 
Landesregierung unter dem sogenannten Be-
standsschutz immer noch weiter betrieben werden 
darf. Ich mag Seen ja wirklich gerne, aber muss es 
einer aus Kerosin sein? 

Das nächste Umweltproblem, das dieser Regierung 
auf den Weg springen könnte, ist die Urananreiche-
rungsanlage in Gronau. Aber auch hier kommt die 
Landesregierung nicht voran. Es reicht nur für die 
Absichtserklärung, die Urananreicherung irgend-
wann zu beenden. Ich hoffe nur, dass wir diesmal 
nicht erst eine Umweltkatastrophe brauchen, bevor 
die Regierung verbindlich handelt.  

Daher fordern die Piraten eine rechtlich bindende 
Bundesratsinitiative, um die Urananreicherung end-
lich zu stoppen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

In der Landwirtschaft sieht Ihre Politik auch nicht 
besser aus. Seit Jahren werden von Ihnen in erster 
Linie die Interessen von industriellen Tierhaltern, 
Fleischgroßhandel und Pharmaindustrie bedient. 
Und was für eine Überraschung, taucht doch glatt 
der nächste Skandal auf. Wer könnte auch ahnen, 
dass, wenn man Tiere massenhaft mit Antibiotika 
vollstopft und auf engstem Raum zusammenpfercht, 
es am Ende lauter neue multiresistente Keime gibt?  

Präsidentin Carina Gödecke: Frau Kollegin Brand, 
entschuldigen Sie, dass ich Sie unterbreche. Wür-
den Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Markert 
zulassen? 

Simone Brand (PIRATEN): Nein. – Der Verbrau-
cher steht wieder nur daneben und muss mit den 
Konsequenzen leben. Auch hier ist Ihre Politik von 
Nachhaltigkeit weit entfernt.  

Ich fand es gerade sehr interessant, dass Frau 
Schulze Föcking es geschafft hat, sehr lange über 
Landwirtschaft zu reden, ohne ein einziges Mal Tie-
re zu erwähnen. Seit zehn Jahren rennt diese Re-
gierung dem Verfassungsziel eines guten Tier-
schutzes hinterher. In dieser Woche gibt es sogar 
das Jubiläum. Und was ist daraus geworden? – 
Wieder einmal kann die Politik mit der Realität nicht 
mithalten. In diesen zehn Jahren ist die Zahl der 
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Tierversuche um 1 Million gestiegen. Die Novelle 
des Tierschutzgesetzes wird Stück für Stück von 
Frau Aigner wieder kassiert. Und in den Medien er-
fährt der Verbraucher von unwürdigen Zuständen in 
der Putenhaltung.  

Ziele setzen reicht eben nicht. Man muss sie auch 
erreichen wollen. Wie lange mag es wohl dauern, 
bis der nächste Skandal „völlig überraschend“ auf-
tritt?  

Ich weiß, Herr Minister Remmel, es muss für Sie 
sehr schwierig sein, in dieser Koalition grüne Politik 
zu machen. Ich versichere Ihnen aber: Sie können 
jederzeit mit der Unterstützung der Piraten rechnen, 
wenn Sie versuchen, die Tierhaltungsbedingungen 
in der industriellen Landwirtschaft zu verbessern. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Der Verbraucherschutz ist ein weiterer Pfad gepflas-
tert mit guten Absichten. In Ihrem Koalitionsvertrag 
verabreden Sie, die Rechte der Verbraucher zu 
stärken. Aber wir wissen ja, wie das mit guten Ab-
sichten ist.  

Vor Kurzem musste der erstaunte Bürger zur 
Kenntnis nehmen, dass 11.000 Menschen schwer 
erkrankten, weil sie in Schulen und Kitas mit ver-
seuchten Erdbeeren aus China versorgt wurden.  

Man muss sich nicht sehr darüber wundern, keine 
Spitzenqualität zu bekommen, wenn man mit äu-
ßerst knappen Mitteln im Oktober möglichst billig 
einkauft. Dieser Kelch ist glücklicherweise an NRW 
vorbeigegangen. Wer jetzt aber glaubt, es würde 
verbindliche Mindeststandards für die Verpflegung 
in Kantinen, Schulen und Kitas geben, der irrt. Be-
stimmt machen die Darmbakterien an der Grenze 
Nordrhein-Westfalens halt und werden uns nicht 
weiter belästigen. 

Was also stellen wir Piraten uns unter guter, nach-
haltiger, bürgernaher Politik vor?  

Lassen Sie die einhundert versprochenen Umwelt-
überwacher nicht nur ein Versprechen bleiben. 
Schaffen Sie verbindlich mehr Sicherheit für Umwelt 
und Verbraucher. Reden Sie nicht nur über Ver-
braucherbildung, sondern tun Sie auch etwas dafür. 
Gern würden wir Piraten gemeinsam mit Ihnen ei-
nen Masterplan „Verbraucherbildung“ entwickeln. 
Denn nur informierte Verbraucher können die für sie 
richtigen Entscheidungen treffen. 

Dem ungebremsten Einsatz von Medikamenten in 
der Landwirtschaft muss dringend Einhalt geboten 
werden. Das ist aber nur möglich, wenn NRW seine 
rückständige Politik im Bereich der ökologischen 
Landwirtschaft überdenkt. Andere Bundesländer 
sind da schon wesentlich weiter.  

Die Lebensmittelüberwachung muss deutlich ge-
stärkt werden. Eine flächendeckende Lebensmittel-
kontrolle im Zusammenhang mit klarer und über-

sichtlicher Kennzeichnung sorgt für mehr Sicherheit 
für den Verbraucher.  

Proaktiver Verbraucherschutz muss zu einem Leit-
ziel unserer Politik werden. Die Verankerung des 
Verbraucherschutzes in der Landesverfassung wäre 
ein gutes Zeichen in die richtige Richtung.  

Tierschutz darf nicht nur ein Etikett sein. Lassen Sie 
uns zeitnah ein gutes Verbandsklagerecht verab-
schieden, das es Tierschutzverbänden ermöglicht, 
den unterbesetzten Behörden zu helfen.  

Zu guter Letzt, sehr geehrte Damen und Herren, 
Herr Minister Remmel: Die Landesregierung rennt 
wieder einmal so schnell sie nur kann. Kalt erwischt 
wird sie diesmal davon, dass Menschen doch tat-
sächlich auch älter werden und plötzlich unvermittelt 
in Pension gehen – so auch bei der Landwirt-
schaftskammer. 

Ja, Herr Remmel, wir haben das noch nicht abge-
hakt. Wieder einmal muss die Landesregierung in 
die Steuerkiste greifen, um mit 10 Millionen € eine 
Finanzierungslücke zu stopfen – eine Finanzlücke, 
die nur dadurch auftaucht, weil Sie sich von der 
Landwirtschaftskammer auf der Nase herumtanzen 
lassen.  

Hören Sie endlich auf, nur zu reagieren. Verzichten 
Sie bitte auf kurzatmige Affektpolitik und lassen Sie 
uns gemeinsam an bürgernaher und vorausschau-
ender Politik arbeiten. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Brand. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Remmel. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Frau Kollegin Brand, mit Ihnen will ich 
anfangen, weil es relativ naheliegt. Auch Ihre Worte 
mit dem Hasen und dem Igel sind noch in Erinne-
rung.  

Mittlerweile, nach einem guten halben Jahr hier im 
Landtag Nordrhein-Westfalen, ist es an der Zeit, Ih-
re Vorschläge bzw. Lösungsansätze etwas kriti-
scher unter die Lupe zu nehmen. Es reicht, um par-
lamentarisch bestehen zu können, nicht, Probleme 
nur zu benennen, sondern man muss auch konkrete 
Lösungen anbieten. Man muss die Lösungen so 
anbieten, dass sie an den konkreten Problemen an-
setzen und nicht irgendwelche Wolkenkuckucks-
heime skizzieren, die mit der Problemlösung gar 
nichts zu tun haben. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will an dem Beispiel Urananreicherungsanlage 
in Gronau deutlich machen, worüber wir konkret re-
den. Allein das Problem zu benennen, reicht nicht. 
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Sie müssen auch das skizzieren, was wir bereits 
gemacht haben. Es gibt nämlich aufgrund einer Ini-
tiative aus Nordrhein-Westfalen einen einstimmigen 
Beschluss des Bundesrates, auch diesen Teil der 
Atomwirtschaft in der Bundesrepublik zu beenden. 
Der Beschluss wurde, wie gesagt, einstimmig ge-
fasst. Es ist die Bundesregierung, die diesen Be-
schluss nicht umsetzt. Die Landesregierung kann 
dazu nun wirklich keinen Beitrag leisten.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir müssen hier eine Initiative Richtung Bundesre-
gierung starten. Ich würde mir wünschen, dass Sie 
an meiner Seite wären.  

Auch die Frage der Landwirtschaftskammer muss 
man richtig verorten. Hier sind in der Vergangenheit 
Entscheidungen getroffen worden, die uns heute 
finanzielle Probleme bereiten. Wir können nicht ei-
ner Institution, die immerhin in weiten Teilen die 
Landwirte berät und auch hoheitliche Aufgaben für 
uns wahrnimmt, von heute auf morgen den Geld-
hahn zudrehen, weil die Vorgängerregierung nicht 
rechtzeitig Vorsorgeleistungen für die Versorgungs-
empfänger eingeplant hat. Deshalb muss es hier 
einen Übergang und dann eine endgültige Lösung 
geben. Die Landesregierung jedenfalls lässt die Be-
schäftigten und diese Aufgaben nicht einfach im 
Regen stehen.  

Nun aber, und das war der wesentliche Teil der De-
batte, zu den Initiativen und Beiträgen der Oppositi-
on aus CDU und FDP. Ich muss ehrlich sagen: Ich 
bin erschrocken, dass Ihnen bei der inhaltlichen Po-
sitionierung zum Einzelplan 10, bei dem es um die 
Zukunft, um die Lebensfragen dieses Landes geht – 
um Umwelt, Naturschutz, Verbraucherschutz, Kli-
maschutz –, nichts anderes einfällt, als über Filter-
anlagen in Schweineställen zu reden oder die Frage 
der Begleitung der Jagd von Hubertusmessen zu 
diskutieren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das wird doch weiß Gott den Problemlagen, die wir 
hier in Nordrhein-Westfalen zu bewältigen haben, 
und den Herausforderungen, die vor uns stehen, 
überhaupt nicht gerecht.  

Lassen Sie uns die Bereiche einzeln anschauen 
und fragen, wo Ihre Lösungen sind. Wenn man Ihre 
Beiträge von heute betrachtet, stellt man fest: Ant-
worten waren schlichtweg nicht vorhanden. Sie ha-
ben zu den ganzen Zukunftsfragen, die wir diskutie-
ren, keine einzige Antwort parat. Das macht deut-
lich, meine sehr verehrten Damen und Herren, wa-
rum Sie da sitzen, wo Sie jetzt sitzen: 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU: 
Oh, oh!) 

weil Sie in der Umweltpolitik keine einzige Antwort 
liefern, beispielsweise zu der Frage:  

Wie gehen wir um mit den weiter schwindenden Ar-
ten auch in Nordrhein-Westfalen? – 45 % der Tiere 
und Pflanzen sind vom Aussterben bedroht. – Wie 
stellen wir unsere Politik darauf ein? Wie gehen wir 
mit der Herausforderung um, dass in Nordrhein-
Westfalen nach wie vor Menschen krank werden, 
weil sie durch Feinstaub oder Lärm belastet sind? 
Wie gehen wir mit den immer neuen Herausforde-
rungen im Verbraucherschutz, beispielsweise durch 
Finanzdienstleistungen, durch Internet, neue Ange-
bote von Marktteilnehmerinnen, um? Wie ertüchti-
gen wir Verbraucherinnen und Verbraucher, auf 
gleicher Augenhöhe an einem solchen Marktge-
schehen teilzunehmen?  

Keine einzige Antwort! Stattdessen eine Verengung 
auf einen ganz kleinen Ausschnitt einer Landwirt-
schaftspolitik, die vielleicht auch nur einen Teil un-
seres schönen Bundeslandes betrifft.  

Wir haben zu klären, wie wir die Bereiche, die mit 
Zukunftsfragen zusammenhängen – die Abfallwirt-
schaft, die Wasserwirtschaft, die Forstwirtschaft, die 
Energiewirtschaft –, so ertüchtigen, dass wir einer-
seits die Schutzgüter, die uns anvertraut worden 
sind – die Menschen, die Umwelt –, wirklich schüt-
zen, aber andererseits auch die Chancen wahr-
nehmen, in Nordrhein-Westfalen in einem Zukunfts-
feld neue Arbeitsplätze entstehen zu lassen. Das ist 
die Gestaltungsaufgabe, vor der wir stehen.  

Deshalb gilt unsere besondere Anstrengung der 
Umweltwirtschaft, weil alle Expertinnen und Exper-
ten davon ausgehen, dass gerade dieses Feld zu-
künftig viele neue Arbeitsplätze für uns verspricht.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ja, man 
kann über ein ökologisches Jagdrecht streiten. Aber 
zu einer Zeit, in der es noch keine Eckpunkte und 
nicht einmal einen Referentenentwurf gibt, eine sol-
che Kampagne vom Zaun zu brechen, wie Sie das 
tun und auf Verbände, die das getan haben, ein-
steigen, ist einfach unredlich und einer Debatte, die 
wir über den Haushalt 2012 sowie die Perspektiven 
und Herausforderungen führen müssen, nicht an-
gemessen.  

Ich bleibe, Frau Schulze Föcking, einen Moment bei 
dem Thema „Schweinehaltung in Nordrhein-
Westfalen“. Ich hätte mir schon gewünscht, dass 
Sie zumindest in der Kontinuität Ihres Vorgängers 
stehen würden. Denn das, was wir mit dem Erlass 
realisiert haben, ist nichts anderes als das, was 
schon mein Vorgänger gefordert hat, nämlich einen 
modernen Stand der Technik bei großen techni-
schen Anlagen – dazu gehören nun einmal Ställe 
mit über 2.000 Schweinen – auf den Weg zu brin-
gen.  

Aber das ist doch nicht die Zukunftsfrage der Land-
wirtschaft. Die Zukunftsfrage der Landwirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen wird dadurch bestimmt, ob wir 
in Zukunft überhaupt noch Landwirtschaft im ländli-
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chen Raum haben und wie wir das strukturell si-
chern. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb ist es Aufgabe der Landesregierung, zu-
sammen mit den anderen Bundesländern dafür zu 
streiten, dass wir in der nächsten Förderperiode die 
europäischen Gelder auch wirklich so orientieren, 
dass Strukturen im ländlichen Raum dauerhaft Be-
stand haben. Das ist die Gestaltungsaufgabe – da-
zu kein einziges Wort von Ihnen. Das zeigt, welch 
dünnes Brett Sie an dieser Stelle bohren.  

Also: Die Landesregierung hat mit den Möglichkei-
ten, die ein Landeshaushalt bietet, die Vorausset-
zungen geschaffen, um die Zukunftsfragen tatsäch-
lich anzugehen.  

Was die Höhe und die Struktur insgesamt betrifft, 
bitte ich, Folgendes zu bedenken: Gerade bei Inves-
titionsmitteln ist Erhebliches dazugekommen, weil 
wir für Klimaschutz und Zukunftsenergien zuständig 
sind. Wir können das Wasserentnahmeentgelt voll 
etatisieren. Und wir haben erhöhte Einnahmen aus 
der Abwasserabgabe entsprechend eingestellt. Das 
macht die strukturellen Aufwüchse aus. Dahinter 
verbirgt sich nicht ein zusätzliches Potenzial, weite-
re Aufgaben zu übernehmen. – So viel zur struktu-
rellen Klarstellung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen der Opposition, ich würde 
mir, weil es für die Zukunftsfragen des Landes wich-
tig ist, tatsächlich wünschen, in manchen Punkten 
über die Fraktionsgrenzen hinweg Einigkeit zu er-
zielen bzw. diese Einigkeit wieder herzustellen, zum 
Beispiel bei der Zukunftssicherung der Verbrau-
cherzentrale oder der dauerhaften Sicherung der 
Strukturen der Biologischen Stationen. Diesen Kon-
sens hatten wir in der Vergangenheit. Heute habe 
ich Ihre Beiträge so verstanden, dass Sie ihn aufge-
kündigt haben – sehr zum Schaden der wirklichen 
Inhalte, die von uns allen verteidigt und für die Zu-
kunft gesichert werden müssten. 

In diesem Sinne wünsche ich uns ein gutes Jahr 
2013 und vielleicht von Ihrer Seite die Rückkehr zu 
einem Minimalkonsens in den Bereichen Umwelt, 
Landwirtschaft und Naturschutz. Das Land Nord-
rhein-Westfalen und die Menschen hätten das ver-
dient. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister Remmel. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Kollege Deppe. 

Rainer Deppe (CDU): Meine Damen und Herren! 
Herr Remmel, ich will beim Letzten anfangen, damit 
kein falscher Zungenschlag entsteht. Die Verbrau-
cherzentrale ist von der CDU-Landtagsfraktion nie 
infrage gestellt worden. Im Gegenteil, wir waren es, 

die nach der Regierungsübernahme 2005 als Erste 
mit der Verbraucherzentrale einen Vertrag über fünf 
Jahre abgeschlossen und so Planungssicherheit 
geschaffen haben. Herr Müller ist wohl noch hier: Er 
wird das bestätigen und hat das immer wieder öf-
fentlich gesagt. Werfen Sie also bitte keine Nebel-
kerzen! 

(Beifall von der CDU) 

Ich will wegen der Kürze der Zeit, die zur Verfügung 
steht, nur in Stichworten ein paar Themen aus dem 
Umweltbereich ansprechen. 

Thema „Dichtheitsprüfung“: Sie haben einen Rück-
zieher gemacht. Es bestehen erhebliche Sorgen bei 
den Bürgerinnen und Bürgern, dass über „Fremd-
wassergebiete“ ein neues Instrument eingeführt 
wird, um die Menschen weiter zu gängeln. Das 
muss geklärt werden.  

Thema „Eyller Berg“: Es ist nicht in Ordnung, Herr 
Remmel, wenn die Landesregierung, die das Wort 
„Transparenz“ ständig im Munde führt, hinter ver-
schlossenen Türen mit dem Betreiber der Sonder-
mülldeponie verhandelt, Kommunen und Bürger 
außen vor und im Ungewissen lässt und auch noch 
zulässt, dass der Verhandlungspartner dem frei ge-
wählten Bürgermeister einen Maulkorb verpassen 
lässt. Es ist nicht in Ordnung, sich mit solchen Leu-
ten hinter verschlossenen Türen zusammenzuset-
zen. 

Dritter Punkt: Kerosinsee. 70 Jahre alte Leitungen in 
Wesseling in der größten Raffinerie Deutschlands. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit! 

Rainer Deppe (CDU): Hier ist in allererster Linie 
das Unternehmen gefordert. Ich möchte Sie auffor-
dern und bitten, alles daranzusetzen, dass die Lei-
tungen nach dem Stand der Technik ausgerichtet 
werden. Es geht nicht um den Bestandsschutz. Ein 
Weltunternehmen wie Shell kann sich nicht darauf 
zurückziehen und sagen: Wir haben Bestands-
schutz. – Hier ist der Stand der Technik das Maß 
aller Dinge, … 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist jetzt wirklich zu Ende. 

Rainer Deppe (CDU): … vor allen Dingen, wenn 
die Leitungen defekt sind. 

Letzter Satz: Herr Remmel, ich glaube, risikoorien-
tierter Ressourceneinsatz wäre auch in Ihrem Hau-
se angebracht. Kümmern Sie sich um die wichtigen 
Themen, und lassen Sie die Randthemen außen 
vor! Ich glaube, damit wäre allen geholfen. 
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(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Deppe. Ich bin ja wirklich großzügig. Eine 
Redezeit von gut einer Minute mehr als zu verdop-
peln, ist aber schon schwierig. – Nächste Rednerin 
ist Frau Blask für die SPD-Fraktion. 

Inge Blask (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern wird heute eine Viel-
zahl von Entscheidungen im täglichen Leben abver-
langt: Welchen Telefon- und Internetanbieter wähle 
ich? Was für Tarife bieten die Energieanbieter im 
Strom- und Gasbereich an? Ist die kostenpflichtige 
Zusatzleistung meines Arztes wirklich sinnvoll? 

Das sind nur einige Fragen, die sich die Bürgerin-
nen und Bürger in Nordrhein-Westfalen stellen 
müssen. Aber natürlich ist man nicht überall Fach-
frau und Fachmann. Dazu brauchen Verbraucherin-
nen und Verbraucher starke und unabhängige Ver-
braucherinstitutionen, die auch ausreichend finan-
ziert sein müssen. 

Die finanzielle Vereinbarung der Landesregierung 
und der Verbraucherzentrale gilt zunächst bis 2015. 
Wir wollen diese Vereinbarung langfristig fortschrei-
ben und dadurch die finanzielle Planungssicherheit 
und den flächendeckenden Ausbau gewährleisten. 
Fünf neue Beratungsstellen sollen in Nordrhein-
Westfalen dazukommen. Ich freue mich sehr, dass 
Ende des Monats in Soest eine neue Beratungsstel-
le eröffnet wird. Im Übrigen schließe ich mich Ihren 
Worten an, Herr Markert. Ich denke, auch in Neuss 
sollte es endlich einmal eine Beratungsstelle geben. 

(Beifall von Hans Christian Markert [GRÜNE]) 

Gestatten Sie mir auch ein herzliches Dankeschön 
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verbrau-
cherzentrale, die tagtäglich Verbraucherinnen und 
Verbraucher vor Ort kompetent und mit sehr viel 
Engagement beraten. Das machen sie wirklich toll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, viele pri-
vate Haushalte befinden sich in einer prekären Fi-
nanzsituation. Wir haben deshalb die Landesförde-
rung der Schuldner- und Verbraucherinsolvenzbera-
tung bereits im vergangenen Jahr erhöht und wer-
den mit den Mitteln aus dem Sparkassen-Fonds 
auch weiter für eine auskömmliche Finanzierung 
sorgen. Analog zum Sparkassen-Fonds wollen wir 
auch die Banken an der Finanzierung der gemein-
nützigen Schuldner- und Verbraucherinsolvenzbera-
tung beteiligen. Bildungsangebote zur Verbraucher-
finanzbildung sollen ebenfalls daraus finanziert wer-
den. 

Meine Damen und Herren, die Energiewende steht 
aktuell in der Diskussion. Das EEG bedarf natürlich 
einer Überarbeitung. Wer ein System mit Quoten für 
sinnvoller hält, sollte aber einmal in die Länder 

schauen, die das schon versucht haben. Wir erwar-
ten, dass Verbraucherinnen und Verbraucher bei 
der EEG-Umlage nicht unnötig belastet werden und 
dass nur die energieintensiven Unternehmen von 
der Umlage entlastet werden, die wirklich im inter-
nationalen Wettbewerb stehen. 

Das Thema „Energie“ hat aber noch eine andere 
Medaillenseite. Es gibt Menschen in unserem Land, 
die den Strom nicht bezahlen können. Rund 
120.000 Haushalte haben allein in Nordrhein-
Westfalen eine Stromsperre hinnehmen müssen. 
Die Gründe dafür sind vielfältig. Meine Damen und 
Herren, gegen Energiearmut müssen wir etwas tun. 
Dafür stehen wir. Da wären auch Mindestlöhne hilf-
reich, denke ich. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Inge Blask (SPD): Das Land Nordrhein-Westfalen 
ist beim Verbraucherschutz auf einem guten Weg. 
Davon bin ich überzeugt. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und Hans Christian 
Markert [GRÜNE]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Blask. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Höne. 

Henning Höne (FDP): Frau Präsidentin! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister Rem-
mel, ich möchte gerne noch einmal zur Jagd zu-
rückkommen. Als eben der Vorwurf kam, dass man 
den Konsens aufkündigen und schon groß Kam-
pagne machen würde, bevor überhaupt Referen-
tenentwürfe vorlägen, haben Sie in unsere Richtung 
des Plenums geschaut. Die richtige Richtung wäre 
genau gegenüber gewesen. Sie hätten einmal die 
Kolleginnen und Kollegen der Waidgenossen fragen 
müssen, warum sie hier vor dem Landtag die Jagd-
hörner zusammenrufen und warum sie selber in-
nerhalb der SPD schon heute gegen das, was an-
geblich noch gar nicht festgeschrieben ist, Sturm 
laufen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zurück zum Haushalt: Manchmal ist vor allem das 
interessant, was man nicht sieht. Im hier vorliegen-
den Einzelplan sieht man leider auf gar keinen Fall 
irgendwelche Sparbemühungen. Ich muss sagen: 
Sollte das Land überhaupt die Schuldenbremse 
2020 einhalten können, dann wird das trotz und 
nicht wegen Ihnen und Ihrem Umweltministerium 
erreicht werden. 

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP] und 
Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Herr Minister Remmel, Sie sprechen viel über 
Nachhaltigkeit. Eben haben Sie uns vorgeworfen, 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 553 Plenarprotokoll 16/11 

 

wir sähen viele Dinge eindimensional. Vielmehr sind 
es doch aber Sie, die hier Nachhaltigkeit eindimen-
sional sehen und dabei Generationengerechtigkeit 
und Finanzpolitik völlig außer Acht lassen. 

In Ihrem Haushalt gibt es weitere Punkte, bei denen 
Sie den Grundsatz der Haushaltsklarheit aus unse-
rer Sicht nicht so ernst nehmen, wie das sein sollte. 
Zum Beispiel fällt auf, dass laut Erläuterungsband 
die Ausgaben für die Europäische Wasserrahmen-
richtlinie gegenüber dem gescheiterten Haushalts-
entwurf um über 8 Millionen € angehoben wurden. 
Im Haushaltsplan findet sich dazu allerdings nichts. 
Entgegen der Meinung der Umweltverbände, der 
Gewerkschaften und weiterer Verbände kommt jetzt 
auch noch die Erhöhung des Wasserentnahmeent-
gelts mit weiteren Belastungen auf uns zu. 

In welchen Bereichen geben Sie sonst noch Geld 
aus? Hier nenne ich die Beträge unter anderem für 
Naturschutzverbände und Biologische Stationen. 
Ich habe da nicht das Gefühl, dass wir den Konsens 
aufgekündigt hätten; denn es ist richtig – das ist ge-
rade auch gesagt worden –, dass dort natürlich 
auch viel ehrenamtliches Engagement gebündelt 
wird. Das ist extrem wichtig. Da sind wir ganz beiei-
nander. Aber auch in diesen wichtigen Bereichen 
können wir doch nicht so tun, als gebe es die 
Schuldenbremse nicht und als hätten wir genug 
Geld auch für weitere Aufstockungen. Diese Berei-
che müssen ebenfalls einen Sparbeitrag leisten. 

Auf der anderen Seite gibt es – das will ich gerne 
zugeben – auch Maßnahmen, die durchaus sinnvoll 
sind. Wir denken da zum Beispiel an die Natur- und 
Umweltschutz-Akademie NRW. Ihr Jahrespro-
gramm enthält sinnvolle und wichtige Programme. 
Vor dem Hintergrund der finanziellen Lage des 
Landes erwarten wir aber, dass auch hier eine Prü-
fung stattfindet, ob bestimmte Bereiche nicht viel-
leicht privat, sich selbst tragend ausgeführt werden 
können. 

Was das Seminarangebot angeht, kann man durch-
aus auch einige Seminare hinterfragen. Ein Beispiel 
ist das Seminar „Jetzt ist aber Sense!“, das mit den 
Geldern der nordrhein-westfälischen Steuerzahler 
unterstützt und finanziert wird. Was soll das Ganze? 
Ich zitiere aus dem entsprechenden Angebot: 

„Das Kursangebot richtet sich an alle Interessier-
ten, die im Sensen nicht nur die Möglichkeit se-
hen, auf alternativem Wege zu mähen. Der Kurs 
vermittelt das notwendige Know-how im … Wet-
zen und Schärfen, um die Sense in Schuss zu 
halten, …“ 

Meinen Sie vor dem Hintergrund der aktuellen Fi-
nanzlage nicht auch, dass dieses Programm zu-
sammen mit anderen auf dieser Ebene auf den 
Prüfstand gehört? 

(Beifall von der FDP und Josef Hovenjürgen 
[CDU])  

Ich möchte noch kurz ein, zwei grundsätzliche Be-
merkungen machen, welche Inhalte hinter dem Ein-
zelplan und hinter den Bereichen, um die es da 
geht, stecken.  

Sie wollen – das ist mein Eindruck – immer alles, 
und Sie wollen das sofort, am besten bis gestern. 
Sie übersehen dabei aber zahlreiche Probleme bei 
der Umsetzung. 

Sie haben gesagt, wir hätten keine Lösung für die 
aktuellen Probleme geboten, die sich in der Um-
weltpolitik stellen. Ich möchte von Ihnen gerne ein-
mal hören, welchen Beitrag die Fotowettbewerbe, 
die Sie so zahlreich in Ihrem Ministerium veranstal-
ten, und die daraus erstellten Kalender bitte zum 
Klimaschutz oder zum Umweltschutz leisten. Der 
Beitrag ist null. 

(Beifall von der FDP und von Josef Hoven-
jürgen [CDU]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit ist be-
endet. 

Henning Höne (FDP): Ich komme sofort zum Ende.  

Präsidentin Carina Gödecke: Gut. 

Henning Höne (FDP): Herr Remmel, Ihr Ministeri-
um ist auch für den ländlichen Raum zuständig. 
Verantwortlich fühlen Sie sich dafür leider nicht. Die 
zahlreichen Maßnahmen aus Ihrem Bereich belas-
ten gerade den ländlichen Raum. Viel entlarvender 
ist ein Zitat von Ihnen aus dem Umweltausschuss 
im September. Da haben Sie gesagt: „Wir haben in 
Nordrhein-Westfalen … eigentlich keinen ländlichen 
Raum – bis auf ein paar wenige Regionen.“ Ich 
kann Ihnen als Münsterländer sagen: Sie liegen da 
voll daneben. Kommen Sie zurück zu Ihren Kern-
aufgaben und lösen Sie die wirklichen Herausforde-
rungen, die es gibt, mit Fachwissen, nicht mit Ideo-
logie! Überprüfen Sie ernsthaft auch die vielen klei-
nen Haushaltsposten, die sich dahinter verstecken. 
In diesem Fall können wir dem Einzelplan so nicht 
zustimmen. – Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Höne. – Ich glaube, wir beide müssen noch 
einmal über die Bedeutung des Begriffs „sofort“ mit-
einander diskutieren. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hat Herr Kollege Rüße das Wort. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer über 
den Einzelplan 10 redet, der muss auch über die 
Zukunft der Landwirtschaft und über den Zustand 
der Natur reden. Was ich eben seitens der CDU von 
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Frau Schulze Föcking und von Herrn Busen gehört 
habe, war leider relativ wenig dazu. Sich aus-
schließlich auf Landwirtschaft zu konzentrieren, oh-
ne die Wechselwirkung zwischen Landwirtschaft 
und Natur auch einmal zu beleuchten, ist deutlich zu 
wenig.  

Dann zu gucken, was in diesem Bereich die Bauern 
betrifft, ist auch zu wenig, weil man immer sehen 
muss, wo dieser Einzelplan die gesamte Gesell-
schaft betrifft. Der ländliche Raum ist mehr als nur 
Bauern. Er umfasst auch Verbraucher und die an-
deren Menschen, die dort leben. Herr Busen – er ist 
nicht mehr da –, gerade im Kreis Borken macht es 
sehr viel Sinn, sich darüber zu unterhalten, ob man 
noch mehr Großmastanlagen in diesem Kreis er-
richten will  

(Beifall von den GRÜNEN) 

oder ob man dort Wert darauf legt, nachhaltig mit 
der Landschaft umzugehen. 

Wir haben es als Grüne gerade in Münster erlebt. 
Wir haben dort eine Veranstaltung mit 150 Teilneh-
mern durchgeführt und haben dort das Thema 
„Tierhaltung der Zukunft“ intensiv diskutiert. Da ka-
men Fragestellungen, die die Menschen bewegt 
haben. Die Fragen lauteten zum Beispiel: Wie muss 
die Landwirtschaft aussehen, damit sie im Einklang 
mit Tierschutz, mit der Natur und im Einklang mit 
den Interessen von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern steht?  

Ganz am Ende geht es, wenn wir ehrlich sind, um 
die Grundsatzentscheidung: Wollen wir eine Land-
wirtschaft – das wollen Sie! –, die sich am Welt-
markt orientiert? Dann baut man einen Stall nach 
dem anderen.  

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU])  

Oder wollen wir eine Landwirtschaft, Herr Hovenjür-
gen, die für unseren heimischen Markt als bäuerli-
che Landwirtschaft produziert? Weltmarkt das eine, 
heimischer Markt das andere. Wenn ich für den 
heimischen Markt produziere, dann kann ich zu hö-
heren Preisen verkaufen. Am Weltmarkt geht es da-
rum: Wer kann es denn am günstigsten produzie-
ren? Da konkurriere ich zukünftig mit russischen 
Fleischfabriken, die Herr Tönnies dort zurzeit ja 
bauen lässt. 

Was passiert, wenn man nur noch ökonomisch 
denkt, wenn man nur noch die Ökonomie im Blick 
hat, können wir seit Jahren beobachten: immer wei-
ter wachsende Maisflächen, immer mehr Verlust an 
wertvollem Grünland, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Biogasanlagen!) 

weiter zu hohe Nährstoffeinträge im Grundwasser, 
Keime, Antibiotika und Tierschutzprobleme in der 
Tierhaltung – daran können Sie nicht vorbeigehen, 
Herr Hovenjürgen – sowie ein anhaltender Bau-
boom bei Stallanlagen, der weit vor 2010 begonnen 

hat. Deshalb ist es völliger Blödsinn, zu sagen, das 
sei erst nach 2010 passiert. Spätestens 2008 hatte 
er schon eingesetzt. Sie haben die Schleusen für 
diese ganzen Mastställe geöffnet. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Meine Damen und Herren, einzelbetrieblich kann 
man das alles noch irgendwie rechtfertigen, sich ge-
radebiegen. Ökologisch erleben wir gerade eine Ka-
tastrophe. 

Den Bauernverbänden, die uns immer sagen, wir 
Bauern wirtschafteten im Einklang mit der Natur, 
muss man entgegenhalten: Was passiert denn 
draußen, was passiert in der Landwirtschaft? Was 
beobachten denn die Biologischen Stationen? 

Schauen Sie einmal auf die Entwicklung des Brach-
vogelbestandes! Der Brachvogel hat sich weitge-
hend in die Schutzgebiete zurückgezogen, weil er in 
Gebieten, in denen Landwirtschaft stattfindet, über-
haupt nicht mehr leben kann. 

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Gucken wir, Herr Hovenjürgen, auf den Bestand der 
Uferschnepfe. Es ist nicht mehr lustig, 

(Beifall von Hans Christian Markert [GRÜNE]) 

wenn der Bestand der Uferschnepfe außerhalb von 
Schutzgebieten von 100 Brutpaaren in ganz NRW 
auf fünf Brutpaare heruntergeht. In dem Zusam-
menhang sage ich: Das ist Zusammenbruch von 
Natur, den wir hier erleben. 

Ich möchte es einmal anders formulieren – da neh-
me ich eine Anleihe bei unserem Umweltminister –: 
Die Intensivlandwirtschaft ist gerade dabei, die 
Festplatte unserer Natur in NRW zu löschen.  

Genau deshalb ist es richtig gewesen, Herr Höne, 
dass wir die Mittel im Naturschutzbereich für die 
Biologischen Stationen – deren Arbeit können Sie 
sich draußen angucken – erhöht haben, … 

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit ist zu 
Ende. 

Norwich Rüße (GRÜNE): … damit wir die Restbe-
stände von Natur überhaupt noch retten können. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Rüße, Ihre Re-
dezeit ist zu Ende. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Ja, ich komme zum En-
de. – Wünschenswert wäre allerdings, wenn wir das 
nicht über unseren Landeshaushalt tun müssten, 
sondern wenn die Preise die Wahrheit sagen wür-
den. Denn die Billigschnitzel, die wir bei Penny, Aldi, 
Lidl usw. kaufen können, kommen uns am Ende 
teuer. All das, was wir an ökologischen Reparaturen 
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machen müssen, müsste eigentlich in die Produkte 
eingepreist werden.  

Wir jedenfalls halten den Haushalt für richtig aufge-
stellt und werden ihm natürlich zustimmen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rüße. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
zu den Teilbereichen Umwelt und Naturschutz, Ver-
braucherschutz und Landwirtschaft nicht mehr vor. 
Dann können wir die Debatte hierzu im Moment be-
enden. 

Ich rufe auf: 

 Teilbereich 
Klimaschutz  

Ich erteile Herrn Kollegen Deppe für die CDU-
Fraktion zuerst das Wort. 

Rainer Deppe (CDU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Zum Thema „Klimaschutzgesetz“: 
Selten war eine Anhörung so einmütig wie die An-
hörung, die wir hier vor zwei Wochen erlebt haben. 

(Beifall von der CDU und von Henning Höne 
[FDP]) 

Ob es die Experten aus den Kommunen, aus der 
Wirtschaft, von den Gewerkschaften waren – alle 
waren sich einig: Das Klimaschutzgesetz ist falsch. 

(Hans Christian Markert [GRÜNE]: Sie waren 
auf einer anderen Veranstaltung!) 

Ich sage Ihnen auch, warum. Sie verfolgen mit dem 
Klimaschutzgesetz einen rein von einer Quellenbi-
lanz ausgehenden Ansatz, der lediglich zu CO2-
Verlagerungen, bestenfalls in andere Bundesländer, 
wahrscheinlich aber wenigstens innerhalb der EU, 
vielleicht sogar weltweit in andere Staaten führt. 
Stattdessen müssten Sie einen ganzheitlichen An-
satz verfolgen. Das tun Sie aber gerade nicht, weil 
Sie sich in den Kopf gesetzt haben, ein solches Ge-
setz machen zu müssen.  

Dieses Klimaschutzgesetz – da waren sich alle ei-
nig – hilft dem Klima nicht, sondern es schadet un-
seren Kommunen, es schadet der Wirtschaft, es 
schadet den Arbeitsplätzen, und es schadet der 
Landwirtschaft.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Wenn Sie dagewesen wären, hätten Sie nach der 
Anhörung vor zwei Wochen nur noch eine Schluss-
folgerung ziehen können, die ich Ihnen, Herr Rem-
mel, heute noch einmal empfehlen möchte: Ziehen 
Sie das Klimaschutzgesetz so schnell wie möglich 
zurück.  

(Beifall von der CDU) 

Zweites Thema. Seit zweieinhalb Jahren blockiert 
diese Regierung das weltweit modernste Steinkoh-
lekraftwerk, nämlich das Kraftwerk in Datteln.  

(Parl. Staatssekretär Horst Becker: Und die 
weltweit modernste CDU!) 

Sie müssen, um den drohenden Stillstand der Züge 
und kalte Wohnungen im Ruhrgebiet gerade noch 
einmal zu verhindern, jetzt die alten Kraftwerksblö-
cke durch eine Duldung am Laufen halten.  

(Zurufe von den PIRATEN) 

Das ist die Konsequenz Ihrer Politik. Herr Remmel, 
wenn Sie etwas für Klimaschutz und Energieeffizi-
enz tun wollen, wäre es Ihre Aufgabe, dafür zu sor-
gen, dass alte Anlagen vom Netz gehen können. 
Dafür müssen Datteln 4 und Lünen genehmigt wer-
den. Darum müssen Sie sich kümmern und nicht 
um solche Duldungen.  

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

Thema „Nationalpark“: Der Nationalpark Senne-
Teutoburger Wald – das weiß jeder in diesem Haus – 
ist faktisch beendet. Er war fachlich übrigens von An-
fang an zweifelhaft. Eine Kulturlandschaft wie die 
Senne kann man nicht mit dem Mittel des Prozess-
schutzes erhalten, sondern wenn man dort Prozess-
schutz praktizieren würde, würde man diese Land-
schaft geradezu zerstören.  

Sie sollten schnellstens Abstand von diesem Projekt 
nehmen und ihre Werbebüros im Nationalpark 
schließen. Es gibt dort sowieso nichts mehr. Die 
Region hat sich davon verabschiedet, und die dort 
tätigen Förster sollten Sie dringend in der nötigen 
Revierbetreuung einsetzen, denn dort werden sie 
gebraucht.  

(Beifall von der CDU) 

Wenn Sie schon mir nicht zustimmen, was ich nicht 
unbedingt erwarte, dringt vielleicht der Ehrenvorsit-
zende des Bundes Deutscher Forstleute, Ihr Partei-
freund Bernhard Dierdorf, zu Ihnen durch. Er hat in 
dieser Woche die Politik der Regierung als eine 
„forstpolitische Nullnummer“ bezeichnet. Ich sage 
Ihnen: Wo er recht hat, hat er recht.  

(Beifall von der CDU) 

Zum Thema „erneuerbare Energien“: Wie schon 
beim Windenergieerlass beschreiben Sie mit dem 
jetzt vorgelegten Windenergieatlas lediglich Poten-
ziale. Die Probleme des Artenschutzes werden da-
rin nicht angesprochen. Es geht nicht um das feh-
lende Wissen in den Regionen oder in den Ge-
meinden um die Potenziale, sondern darum, dass 
Umwelt- und Artenschutzbehörden mittlerweile lan-
desweit Hemmnisse gegen neue Windanlagen auf-
bauen.  

Warum steht denn sonst in den neuesten Untersu-
chungen von WindGuard Nordrhein-Westfalen für 
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das erste Halbjahr 2012 gerade einmal auf Platz 8 
aller Bundesländer? 400 Windräder, Herr Remmel, 
wollen Sie jedes Jahr bauen. Das haben Sie in der 
letzten Woche verkündet. Gerade einmal 30 sind es 
bis Mitte des Jahres für das Jahr 2012 geworden. 
Daran sehen Sie, welche Aufgabe noch vor Ihnen 
liegt. Ich befürchte, Sie werden sie mit Ihren Metho-
den nicht erfüllen.  

Sorgen Sie bitte dafür, dass die Anträge, die in den 
Kommunen zuhauf vorliegen, genehmigt und nicht 
ständig blockiert werden können. Sorgen Sie dafür, 
dass Windkraft im Wald endlich möglich gemacht 
wird. Sorgen Sie dafür, dass Bürger-Windanlagen 
und Energiegenossenschaften in Nordrhein-
Westfalen nicht ausgebremst werden. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Dann haben Sie uns an Ihrer Seite, aber nicht für 
Ihre Verhinderungspolitik.  

Fazit: Sie beschreiben – das haben Sie vorhin im 
ersten Redeteil auch wieder getan – entweder Hor-
rorszenarien oder schöne Ziele. Nur: Bei der Lö-
sung der Probleme kommen Sie keinen Schritt wei-
ter. Das ist leider eine traurige Bilanz eines Minis-
ters, der einen fast um ein Viertel höheren Etat als 
sein Vorgänger zur Verfügung hat.  

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Deppe. – Für die SPD-Fraktion spricht der 
Kollege Meesters.  

Norbert Meesters (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zu-
hörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne! Der Schutz 
unseres Klimas und der natürlichen Lebensgrundla-
gen gehört unbestritten zu den größten Herausfor-
derungen der kommenden Jahrzehnte.  

„Klimaschutz ist eine gewaltige Aufgabe, aber 
auch eine große Chance. Durch Anstrengungen 
im Klimaschutz kann der Industriestandort NRW 
gestärkt werden: Klimaschutz ist Fortschrittsmo-
tor.“ 

So heißt es unter der Überschrift „Klimaschutz ma-
de in NRW“ in unserer aktuellen rot-grünen Koaliti-
onsvereinbarung. Das macht deutlich: Der Klima-
schutzpolitik widmen wir im Interesse der Men-
schen, der wirtschaftlichen Entwicklung unseres 
Landes und des Erhalts einer lebenswerten Umwelt 
unsere ganz besondere Aufmerksamkeit.  

Gerade wir in NRW, dem Energieland Nummer 1, 
sind gefordert, Impulse zu setzen. Uns kommt eine 
besondere Verantwortung zu. Die Menschen in un-
serem Land erwarten von uns völlig zu Recht, dass 
wir eine verantwortliche und nachhaltige Politik ma-
chen.  

Mit dem neu eingebrachten Entwurf des Klima-
schutzgesetzes und der aktuellen Erarbeitung des 
Klimaschutzplanes, der die notwendigen Maßnah-
men zur Erreichung der von uns gewünschten und 
notwendigen Klimaschutzziele enthalten wird, set-
zen wir den rechtlichen Rahmen für die Umsetzung 
unserer Ziele.  

Für uns als SPD-Fraktion ist es eine Selbstver-
ständlichkeit, dass die Menschen im Mittelpunkt un-
serer Politik stehen. Denn von ihnen haben wir die-
sen Auftrag bekommen. Daher ist es unser Ziel, die 
Menschen auch und gerade beim Klimaschutz mit-
zunehmen, denn sie sind – das wissen wir alle ganz 
genau – gerade bei diesem Thema sehr stark sen-
sibilisiert.  

Nichthandeln für den Klimaschutz käme uns mittel- 
und langfristig sehr teuer zu stehen. Deshalb brin-
gen wir das Klimaschutzgesetz auf den Weg. Wir 
wollen im Sinne der Menschen die Weichen für eine 
verantwortliche Politik für die Zukunft unserer Kinder 
und Enkel stellen. Dabei ist für uns klar: Klima- und 
Umweltschutz funktionieren nur im Einklang und 
damit Hand in Hand mit der Wirtschaft. Umwelt-
schutz und Wirtschaftsförderung schließen sich 
eben nicht gegenseitig aus, sie bedingen einander 
vielmehr, wenn wir die Wirtschaft in NRW zukunfts-
orientiert aufstellen wollen.  

Klimaschutz- und Wirtschaftspolitik gegeneinander 
auszuspielen, ist ein politischer Reflex der Vergan-
genheit.  

Wir wissen, dass Ökonomie und Ökologie, Arbeit 
und Umwelt eben keine Gegensätze sind, wenn 
man es richtig, mit Augenmaß und im Dialog mit 
den Bürgerinnen und Bürgern macht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eine zukunftsorientierte und innovative Umweltpoli-
tik im Industrieland NRW schafft neue Perspektiven 
für die Wirtschaft in der technologischen Bewälti-
gung der Aufgabe Klimaschutz. So wird eine inno-
vative Klimaschutzpolitik zum Fortschrittsmotor und 
damit auch zum Jobmotor in unserem Land.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist und bleibt 
für uns die Maßgabe unserer Arbeit: Der Klima-
schutz als Motor für Innovation, Wandel und Ar-
beitsplätze.  

Bedenken Sie die vielen mittelständischen Unter-
nehmen, die im Bereich der erneuerbaren Energien 
aktiv sind. Deren Förderung, Herr Deppe, haben 
CDU und FDP in der Zeit ihrer Interimsregierung 
nicht nur sträflich vernachlässigt. Sie haben deren 
Entwicklung vielmehr fünf Jahre lang aus ideologi-
schen Gründen unterdrückt, anstatt sie zu fördern 
und den notwendigen Ausbau erneuerbarer Ener-
gien in NRW voranzutreiben. Der Platz 8 unter den 
Bundesländern ist Ihr Verdienst, Herr Deppe. 

Wir machen das anders, und wir machen das bes-
ser. 
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(Beifall von der SPD) 

Klimaschutzpolitik ist eine klassische Querschnitts-
aufgabe. Es geht ebenso um die Bereiche des tägli-
chen Lebens der Menschen in unserem Land wie 
auch um nichts weniger als die Gestaltung unserer 
Zukunft. Wer dies politisch leugnet, verkennt die 
immensen langfristigen Nachteile sowohl für den 
Wirtschaftsstandort NRW als auch für unser wert-
volles Naturerbe. Daher müssen und werden wir ei-
ne nachhaltige und gerechte Politik für die Men-
schen in NRW machen. Nur so können wir langfris-
tig unsere lebenswerte Umwelt erhalten, die Wirt-
schaftskraft des Landes stärken und die sozialen 
Herausforderungen, die sich daraus ergeben, in der 
Zukunft bewältigen. – Ich danke für die Aufmerk-
samkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Meesters. – Für die FDP-Fraktion spricht 
der Kollege Höne. 

Henning Höne (FDP): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Klimawandel ist natür-
lich – ich glaube, darüber besteht auch Konsens – 
insgesamt für die Politik, für die Gesellschaft, für die 
Wirtschaft eine extrem große Herausforderung. Da-
rum ist es auch nur richtig, wie ich finde, dass wir 
dieses Thema hier noch einmal auch in einem ge-
sonderten Block besprechen. 

Zentrales Element der Landesregierung im Bereich 
Klimaschutz ist – das ist eben schon angeklungen – 
das Klimaschutzgesetz. Dem möchte ich mich ger-
ne noch einmal widmen. 

Dieses Gesetz, lieber Herr Remmel, ist ja vor al-
lem – so ist mein Gefühl – Ihr Versuch, sich selbst 
und den Grünen in dieser Landesregierung ein 
Denkmal zu setzen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Das hat er gar 
nicht nötig!) 

Das Problem ist dabei nur: Der Aufgabe der Ener-
giewende und dem Klimaschutz wird dieses Gesetz 
nicht im Geringsten gerecht. Wir dürfen, eben weil 
diese Herausforderung so groß ist, hier nicht auf 
Ideologie setzen, sondern man muss vielmehr sach-
lich versuchen, die Einhaltung der Klimaziele der 
Europäischen Union zu erreichen. Eben genau das 
gelingt uns nicht, in keinster Weise, wenn wir so tun, 
als wäre Nordrhein-Westfalen eine völlig unabhän-
gige Insel und hätte keine Beziehung zu Nachbar-
ländern sowohl innerhalb Europas als auch außer-
halb.  

Wir sind hier in NRW sicherlich in vielen Bereichen 
Vorreiter im Klimaschutz. Die NRW-Industrie – auch 
das ist eben schon angeklungen – ist zum Glück 
Fortschrittsmotor bei Klimaschutztechnologien.  

Aber – das ist noch einmal wichtig – ohne die In-
dustrie, ohne unsere Industrie gäbe es eben keine 
Möglichkeiten zur Weiterentwicklung von Windrä-
dern oder bei Dämmstoffen oder zum Beispiel bei 
Solarzellen, die dann alle im weiteren Verlauf ihres 
Produktlebens bei der Senkung der CO2-
Emissionen helfen.  

Darum ist es im Übrigen auch so falsch, dass Ihr 
zentrales Element, das Klimaschutzgesetz, diese 
produktbezogenen CO2-Einsparungen überhaupt 
nicht berücksichtigt und erst recht nicht würdigt, 
sondern Sie schauen lediglich quellenbezogen da-
rauf: Wo wird denn eigentlich produziert? Sie neh-
men das als Maßstab, vergessen aber das, was im 
weiteren Verlauf bei diesem Produkt passiert.  

(Beifall von der FDP) 

Genau da hat auch die Anhörung, die gerade auch 
schon erwähnt wurde, ergeben, dass Sie hier zu 
kurz springen. 

Die Sachverständigenanhörung hat außerdem er-
geben, dass es im Moment noch keine gut geeigne-
ten wissenschaftlichen Verfahren gibt, um eben die-
se gesamte Einsparungswirkung zu erfassen, die 
ein Produkt in seinem Lebenszyklus hat, und dass 
diese darum auch nicht im Klimaschutzplan berück-
sichtigt werden müssen. 

Ich frage mich da nur: Anstatt dann trotzdem alles 
festzuschreiben mit dem Wissen, dass es eigentlich 
falsch ist, warum setzen Sie dann nicht erst in dem 
anderen Bereich auf Forschung, um eben doch 
besser produktbezogen bilanzieren zu können? 

(Beifall von der FDP) 

Sie springen zu kurz, im Übrigen auch im Wind-
energieatlas, was das Potenzial da angeht, ohne zu 
schauen, wie überhaupt vor Ort die Bedingungen 
sind, ohne zum Beispiel noch einmal genauer auf 
das Thema „Netzausbau“ einzugehen.  

Ich habe das Gefühl, Sie wollen vor allem hier je-
derzeit Klassenbester sein, sitzen in der ersten Rei-
he wie früher die ganz beliebten Schüler in der 
Schulklasse und vergessen aber, dass wir nicht wei-
terkommen, wenn wir 16 verschiedene Energie-
wenden hier in Deutschland vornehmen, und dass 
auch niemandem geholfen ist, wenn einer einzeln 
für sich immer der Beste sein möchte, anstatt das 
große Ganze im Blick zu halten. 

(Beifall von der FDP) 

Stattdessen wird insbesondere mit der quellenbe-
zogenen Betrachtung dieses Gesetz eher zu einer 
großen Belastung der NRW-Wirtschaft und insbe-
sondere der energieintensiven Unternehmen, die 
wir doch aber genau wie in den eben genannten In-
dustrien gerade für das Gelingen der Energiewende 
mittel- und langfristig besonders brauchen. 

Und: Sie wollen zukünftig den Klimaschutz über alle 
gesellschaftlichen Belange stellen. Auch dagegen 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 558 Plenarprotokoll 16/11 

 

sind wir. Wir sind gerne mit dabei, Klimaschutz wei-
ter mit nach vorne zu tragen, aber gleichberechtigt 
mit anderen Interessen. Denn das Ganze einfach 
allem überzustülpen wird das Klima nicht effektiv 
schützen. Auch das ist ja in der Anhörung heraus-
gekommen, was das Klimaschutzgesetz angeht. 
Durch den Emissionshandel in Nordrhein-Westfalen 
werden wir hier keine Insellösung hinkriegen kön-
nen, die wirklich unter dem Strich der Umwelt hilft,  

(Beifall von der FDP) 

sondern nur eine, die hier in NRW Emissionen zu-
rückfährt, die dann aber in anderen europäischen 
Ländern zu niedrigeren Preisen für diese Zertifikate 
nachgeholt werden können, zu niedrigeren Umwelt-
standards.  

Das wird vor allem dazu führen, was ganz gefährlich 
ist: Indem Sie durch eine solche Vorgehensweise 
ideologisch Wirtschaft und damit Arbeitskräfte ge-
fährden, gefährden Sie auch vor allem die Akzep-
tanz dieses gesamten Projektes. Genau die dürfen 
wir unserer Meinung nach nicht verlieren.  

Das Klimaschutzgesetz – auch das habe ich hier 
schon mehrfach angesprochen – ist zudem auch in 
der aktuellen Fassung noch verfassungsrechtlich 
hoch bedenklich. Das kommt noch hinzu, wie ja bei 
manchen anderen Projekten aus Ihrem Hause 
auch. Ich kann Ihnen auch noch einmal an dieser 
Stelle sagen: Die Expertenanhörung hat uns in die-
ser Ansicht eher bestärkt als das Ganze zu entkräf-
ten.  

Wenn wir es ernst meinen damit, dass Ökonomie 
und Ökologie zusammengehen sollen, dann müs-
sen wir daran mitarbeiten, dass der Standort in 
Nordrhein-Westfalen gerade auch für diese energie-
intensiven Unternehmen attraktiv bleibt, dass For-
schung passieren kann, dass auch expandiert wer-
den kann und dass wir die hier produzierte Klima-
schutztechnologie zum Exportschlager machen und 
nicht nur das Know-how nach außen hin geben. 
Lieber Herr Minister Remmel, mit Ihrem Prestigeob-
jekt schaffen wir das nicht. – Ich danke Ihnen für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Höne. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht Frau Kollegin Brems. 

Wibke Brems (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Klima-
wandel ist in Nordrhein-Westfalen angekommen, 
der Klimaschutz ist es mit dieser Landesregierung 
auch endlich.  

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg) 

Sogar im Klimaskeptikerland USA ist die Notwen-
digkeit des Klimaschutzes angekommen – leider 

erst wieder durch so verheerende Ereignisse wie 
dem Hurrikan „Sandy“. So hat der Bürgermeister 
von New York City, Bloomberg, erst vor einigen Ta-
gen sofortiges Handeln gefordert. Der alte und neue 
Präsident Obama bekannte sich heute in seiner 
Dankensrede zum Klimaschutz. Wir können nur hof-
fen, dass die in diese Äußerungen gesetzten Hoff-
nungen nicht enttäuscht werden. 

Unabhängig von den Anstrengungen in anderen 
Ländern stehen wir hier in Nordrhein-Westfalen vor 
enormen Herausforderungen beim Kampf gegen 
den Klimawandel und bei der damit verbundenen 
Energiewende in unserem Industrieland Nordrhein-
Westfalen.  

Die ersten richtigen und wichtigen Schritte ist diese 
Landesregierung mit dem Klimaschutzgesetz be-
reits gegangen, das hier schon von vielen ange-
sprochen wurde. Wir gehen hier voran, wir als Land 
Nordrhein-Westfalen haben eine Vorreiterrolle an-
genommen. In der Anhörung, die vor Kurzem in 
diesem Raum stattgefunden hat, haben wir viele 
positive Rückmeldungen bekommen. 

Lieber Herr Höne, Sie sagen, dass Sie eigentlich 
eine produktbezogene Bilanzierung haben wollen. 
Die gibt es aber noch nicht; die wissenschaftlichen 
Erkenntnisse sind noch nicht da. Ihre Konsequenz 
daraus ist, nichts zu tun. Das ist eine komplett un-
verständliche Art und Weise, damit umzugehen. Sie 
verneinen damit die Aussagen der Klimawissen-
schaftler der Welt, dass es einen Klimawandel gibt 
und dass wir jetzt, und zwar unverzüglich, handeln 
müssen unverzüglich. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ihr Gerede von Ideologie, Herr Höne, hört sich da-
gegen eher so an wie die heutige Aussage von Do-
nald Trump, dem Multimillionär, auf Twitter. Der hat 
nämlich die Vorstellung, dass das „Konzept der glo-
balen Erwärmung“ von den Chinesen erfunden 
wurde, um amerikanische Produkte unwirtschaftlich 
zu machen. Ich finde, das, was Sie hier sagen und 
was Herr Deppe immer beschwört, nämlich dass 
das Klimaschutzgesetz für die Wirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen negative Auswirkungen hat, hört 
sich nicht viel anders an als das, was Herr Donald 
Trump von sich gegeben hat. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Landesregierung geht wirklich ganz neue Schrit-
te: mit dem Klimaschutzplan, mit dem Dialog mit 
Verbänden, der Wirtschaft und energieintensiven 
Unternehmen. Sie machen das alles gemeinsam. 
Ich finde, das ist genau der richtig Weg. Genau so 
muss man es machen. Es ist das erste Mal, dass 
das gemacht wird. Da kann, finde ich, an der einen 
oder anderen Stelle auch noch etwas ausprobiert 
werden. Ich sehe bisher aber nur positive Effekte 
und bin davon überzeugt, dass das auch gut gelin-
gen wird. 
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Eine Konsequenz des Kampfes gegen den Klima-
wandel ist aber eben auch die Energiewende. Auch 
hierzu wurde schon das große Thema der Wind-
energie in Nordrhein-Westfalen angesprochen. Wir 
haben bereits einiges erreicht: mit dem neuen 
Windenergieerlass, dem Leitfaden „Wind im Wald“ 
und der Potenzialanalyse. Damit haben wir gezeigt, 
dass die Ziele, die die Landesregierung hat, er-
reichbar sind und dass es sogar noch Potenzial 
darüber hinaus gibt.  

Landauf, landab machen sich die Kommunen nun 
auf, ihr Potenzial auszunutzen. Bevor nun Herr 
Hovenjürgen oder andere wieder eine Nachfrage 
stellen, sage ich: Bis man etwas sieht, dauert das 
Ganze eben. Wir alle miteinander brauchen etwas 
Geduld, bis nach der ersten Planung ein Windrad 
dann wirklich steht. 

Die Reduktion der Treibhausgase schaffen wir nicht 
allein, indem wir die Energiewende beim Strom 
stemmen. Wir brauchen dafür auch eine Wende bei 
der Wärme. Dafür hat das dicht besiedelte Land 
Nordrhein-Westfalen ein enormes Potenzial, das wir 
mit Kraft-Wärme-Koppelung ausnutzen wollen. Die-
se Landesregierung nimmt sich nicht nur Ziele vor, 
wie es Schwarz-Gelb zuvor getan hat, sondern stellt 
auch finanzielle Mittel in beachtlichem Umfang zur 
Verfügung. 

Das waren einige Beispiele. Wir fordern Sie, liebe 
CDU und liebe FDP, auf, Probleme nicht herbeizu-
reden, wie Sie das gerne tun, sondern die Heraus-
forderungen, vor denen wir stehen, anzunehmen, 
und zwar jetzt, denn das Zeitfenster, in dem wir dem 
Klimawandel entgegentreten können, wird immer 
kleiner. Wir müssen jetzt endlich handeln. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Brems. – Für die Fraktion der Pi-
raten spricht der Kollege Rohwedder. 

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Klima-
wandel ist unbestreitbar. Er ist bei uns bereits ange-
kommen.  

Ich möchte hier jetzt einen Antrag vorstellen, den 
wir zum Thema der Anpassungsstrategien einge-
bracht haben. Erstaunlich finde ich es, dass hier 
bisher wenig zum Haushalt gesprochen wurde. Be-
sonders der Eingangsbeitrag der CDU zeigt, dass 
eine Partei, die zur Landtagswahl kein Wahlpro-
gramm hatte und die im Umweltausschuss wie auch 
hier im Plenum eher als Spaßpartei auftritt, keine 
ernstzunehmenden Beiträge zu diesem wichtigen 
Thema zu liefern hat. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Wir sehen die Auswirkungen schon heute.  

Wer mit offenen Augen hier in Nordrhein-Westfalen 
oder anderswo in Deutschland durch die Natur läuft, 
der sieht überall weiße Reiher in der Landschaft – 
ein Bild, das ich, als ich Kind und Jugendlicher war 
und anfing, mich mit Vogelschutz zu befassen, noch 
gar nicht kannte. Da gab es keine wild lebenden 
weißen Reiher in Deutschland. Der Silberreiher brü-
tet mittlerweile in Mecklenburg-Vorpommern. Der 
Bienenfresser, eine andere mediterrane Art, brütet 
mittlerweile in der Nähe von Bremen. Der fliegt 
schon in Dänemark ein und wird wahrscheinlich in 
den nächsten Jahren auch dort brüten. Der Schlag-
schwirl hat im südlichen Dortmund gesungen. Das 
ist eine Vogelart, die man vielleicht am Balatonsee 
in Ungarn erwartet, aber nicht im südlichen Dort-
mund. Genauso verhält es sich mit dem Orpheus-
spötter, ebenfalls eine mediterrane Art, die mittler-
weile am Flughafen Dortmund brütet.  

Was gut ist für die einen Arten, ist schlecht für die 
anderen. Es gibt jede Menge Arten, die nicht so 
mobil sind wie Vögel und nicht ausweichen können. 

Es gibt eine weitere globale Auswirkung durch einen 
vermehrten Ausstoß von Methan durch tauende 
Methanhydrate auf dem Meeresgrund und durch 
Lachgasproduktion. Lachgas ist ein hochwirksames 
Klimagas in der Arktis. Es nimmt stark zu, weil dort 
der Permafrostboden antaut und organisches Mate-
rial von Mikroben abgebaut wird, wobei Lachgas 
produziert wird.  

Das heißt, dass dieses famose 2-Grad-Ziel, das 
immer wie eine Monstranz vor uns hergetragen 
wird, als sei es ein erstrebenswertes Ziel, eine Art 
Klimaoptimum, einerseits wahrscheinlich zu niedrig 
angesetzt ist, weil wir es nicht werden halten kön-
nen, andererseits aber zu hoch ist, weil die schon 
auftretenden Auswirkungen zeigen, dass es einen 
zunehmend selbstverstärkenden Effekt des bereits 
eingetretenen Klimawandels gibt. Umso wichtiger ist 
es, schon jetzt mit Klimaanpassungsstrategien an-
zufangen.  

Es wird Extremniederschläge geben. Es wird Hitze-
wellen geben. Die wärmere Troposphäre kann mehr 
Feuchtigkeit aufnehmen und hat mehr potenzielle 
Energie, was sich in extremen Wetterlagen auswir-
ken wird.  

Im Kapitel 10 060 Titelgruppe 62 des Haushalts-
entwurfs wird von einer weiteren Erwärmung um 1,9 
Grad bis Mitte des Jahrhunderts ausgegangen. Das 
ist zusätzlich zu der bereits stattgefundenen Erwär-
mung. Es geht also nicht um das 2-Grad-Ziel, son-
dern hintenherum wird das 3-Grad-Ziel eingeführt.  

Das ist auch einigermaßen realistisch, muss man 
sagen, wenn man sieht, wie die Landesregierung 
hier tatsächlich vorgeht. Man lässt sich von der 
Bundesbahn und den Betreibern von Datteln 1 bis 3 
erpressen durch unglaubliche Drohungen, was pas-
sieren würde, wenn man diese „alten Möhren“ mit 
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einem Wirkungsgrad etwas besser als ein Lager-
feuer nicht doch wieder anwerfe. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Unglaubliche, unfassbare Dinge würden passieren: 
Züge würden Verspätung haben, einige würden so-
gar ausfallen. – Das hat es ja noch nie gegeben! 
Das ist ja Wahnsinn! 

(Heiterkeit und Beifall von den PIRATEN) 

Dann ist es doch ganz klar, dass diese „alten Möh-
ren“ wieder angefahren werden müssen.  

Und die Grünen-Vertreter im Regionalrat Münster-
land stimmen für die Änderung des Regionalplanes, 
um den Schwarzbau Datteln 4 nachträglich zu lega-
lisieren. Da kann man nur hoffen, dass sich das für 
die beiden Helden da auch finanziell gelohnt hat.  

(Heiterkeit von den PIRATEN – Zuruf: Oi, oi, 
oi!) 

– Da kann man wirklich sauer werden!  

In Hambach wird der Forst weiter abgeholzt; da wird 
weiter Braunkohletagebau betrieben.  

Und das ist dann hier die Klimaschutzpolitik.  

Der Regierungsvorschlag, 500.000 € für innovative 
Projekte und die Entwicklung von Handlungsstrate-
gien bereitzustellen, ist völlig unzureichend.  

Wir fordern die Energiewende, die regional und lo-
kal stattfinden muss. Genauso müssen auch die 
Klimaanpassungsstrategien regional und lokal statt-
finden. Wir fordern in unserem Antrag zu Kapitel 
633 62 – sonstige Zuweisungen an die Gemeinden 
und Gemeindeverbände – eine Erhöhung von 
20 Millionen €, damit die mit der Arbeit anfangen 
und Anpassungsstrategien entwickeln können.  

Es entstehen neue Pflichten für die Kommunen mit 
daraus resultierenden finanziellen Belastungen. Und 
diese notwendigen Anpassungen müssen eben 
entsprechend den örtlichen Gegebenheiten, so un-
terschiedlich wie sie sind, lokal und regional geplant 
und durchgeführt werden. 

Die Kommunen haben in der Anhörung zum Klima-
schutzgesetz und auch in ihrer Stellungnahme da-
rauf hingewiesen, dass unter die Pflicht zur Erstel-
lung eines Klimaschutzkonzeptes und zur Umset-
zung der daraus resultierenden Maßnahmen – und 
diese Pflicht beinhaltet das Klimaschutzgesetz – 
Anpassungen dahin gehend fallen, dass das Land 
für ausreichende und verlässliche Finanzierungs-
grundlagen sorgen muss. Das besagt schon das 
Konnexitätsprinzip.  

In dem Beitrag der Kommunen wurde gesagt, dass 
eine Anfangsförderung für mittelgroße Städte 60.000 
bis 80.000 € ausmachen könne. Dabei wird davon 
ausgegangen, dass für etwa 283 kreisangehörige 
Städte und Gemeinden … 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
darf ich Sie freundlicherweise daran erinnern, dass 
Ihre Redezeit beendet ist. 

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN): Ja, ich kom-
me gleich zum Ende. – Also, unser Antrag ist zu 
verstehen als eine Anfangsfinanzierung. Weitere 
Landesmittel für die Kommunen müssen selbstver-
ständlich folgen. Als Gegenfinanzierung schlagen 
wir die Streichung der 7 Millionen € für 2012 für den 
Rückbau des sozialdemokratischen Thorium-
Staatsreaktors in Hamm-Uentrop und die Verpflich-
tungsermächtigung für die folgenden Jahre vor. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Rohwedder. – Für die Landes-
regierung spricht Herr Minister Remmel. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Auch wenn Sie es wiederholen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU, Herr Deppe und 
Herr Hovenjürgen: Es wird dadurch nicht besser. 
Man muss es immer wieder als das brandmarken, 
was es ist: Es ist schon ein wirklich dummdreistes 
politisches Schauspiel, das Sie hier in Sachen 
Windenergie und erneuerbare Energien in Nord-
rhein-Westfalen aufführen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Also erst die Reifen plattstechen, dann sich dane-
benstellen, wenn andere die Reifen reparieren bzw. 
neue Reifen besorgen, und sagen: Nun fahrt aber 
mal schneller! – Das ist wirklich ein Bubenstück 
sondergleichen. Statt an dieser Stelle zu fragen, wo 
Sie helfen und unterstützen können, weil Sie da-
mals Fehler gemacht haben, stellen Sie sich dane-
ben und kritisieren und wollen von Ihrer Vergangen-
heit nichts mehr wissen. So kommen Sie aus dieser 
Nummer nicht heraus!  

(Zurufe von der CDU) 

Ich würde mir wünschen, dass Sie zum Beispiel … 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Würden Sie ei-
ne Zwischenfrage vom Kollegen Schemmer zulas-
sen? 

Minister Johannes Remmel: Sehr gerne.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege 
Schemmer, bitte schön. 
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Bernhard Schemmer (CDU): Herr Minister, nach-
dem Sie uns so schön erzählt haben, was Sie alles 
richtig machen, erklären Sie uns bitte mal, warum 
die alternative Energie in Deutschland rund 25 % 
der Stromerzeugung im Jahre 2012 ausmacht, wäh-
rend es in Nordrhein-Westfalen nur 8 % sind, wobei 
dieser Wert auch nur deshalb erreicht wird, weil 
CDU-geführte Kreise – ich kann sie Ihnen mal auf-
zählen – von Borken bis Soest tatsächlich 40 % er-
reichen. Das liegt doch offensichtlich daran, dass 
da, wo Rot-Grün im Lande regiert, nichts fertig wird.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
bitte schön. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Herr Schemmer, ich nehme Sie mal mit, wir gucken 
uns mal die ganzen Statistiken an. Wir in Nordrhein-
Westfalen waren im Jahre 2005 auf Platz 3 im 
Windausbau in der Republik. Wir sind 2010 und 
2011 auf Platz 5 zurückgefallen. Und das war Ihre 
Politik in der Zeit von 2005 bis 2010, die darauf ge-
setzt hat, die Windenergie in Nordrhein-Westfalen 
kaputtzumachen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist Ihre Bilanz! Wir haben jetzt damit zu tun, die 
Bremsspuren zu beseitigen und die Bremsklötze 
wegzunehmen. Da würde ich mir tatsächlich wün-
schen, dass Sie an der einen oder anderen Stelle 
helfen würden.  

Wir haben es im Bundesrat endlich geschafft, eine 
Mehrheit dafür zu finden, § 249 im Baugesetzbuch 
zu ändern, damit die Kommunen schneller planen 
können. Aber das muss im Bundestag umgesetzt 
werden und braucht dort eine Mehrheit. Ich würde 
mir wünschen, wenn Sie bei Herrn Altmaier, der da-
von redet, die Windenergie zu deckeln, aufschlagen 
und ihm klarmachen würden, dass wir in Nordrhein-
Westfalen tatsächlich noch einen Ausbau brauchen. 
Wir sind in der Tat ein Stück zurück und müssen 
aufholen. Da würde ich mir Ihre Unterstützung wün-
schen.  

Aber noch schlimmer – das muss ich an dieser Stel-
le auch sagen – ist die Positionierung des Kollegen 
Höne von der FDP. Es ist ja wohlfeil, was Sie sa-
gen. Insofern ändert sich zumindest das äußere 
Auftreten gegenüber Ihren Kolleginnen und Kolle-
gen in der letzten und vorletzten Legislatur, die den 
Klimawandel schlichtweg geleugnet haben. Sie sa-
gen ja zumindest: Es ist ein Problem, aber ohne da-
nach zu sagen, wie wir es lösen, wie wir es ange-
hen können. Sie machen in Ihrer ganzen Rede kei-
nen einzigen Vorschlag dazu.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist die gleiche Politik, die Herr Rösler auf der 
Bundesebene macht: Ja, Energiewende wollen wir! 

Aber bei der Umsetzung ist ein Jahr lang überhaupt 
nichts passiert. Wir warten auf einen Masterplan, wir 
warten auf Rahmenbedingungen. So kann Ener-
giewende nicht funktionieren. Das ist die Fortset-
zung der Ignoranz der Notwendigkeit, eine umfas-
sende Energiewende anzugehen.  

Ja, wir in Nordrhein-Westfalen machen es tatsäch-
lich anders, Herr Lindner. Wir machen Energiewen-
de nicht mit den vier großen Energieversorgern im 
Hinterzimmer, sondern wir gehen mit dem Klima-
schutzgesetz, mit dem Klimaschutzplan in die Ge-
sellschaft. Wir wollen das, was die Ethikkommission 
formuliert hat. Das war doch nicht unsere, das war 
Ihre Ethikkommission, die gesagt hat: Energiewen-
de, Klimaschutz kann nur gelingen, wenn es ein 
Gemeinschaftswerk wird.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir machen dieses Gemeinschaftswerk mit allen 
Beteiligten der Industrie, der Wirtschaft, der Kirchen, 
der Gewerkschaften. Das ist der große Unterschied. 
Wir fragen die Menschen: Wie können wir es ge-
meinsam schaffen? Wir fragen alle Beteiligten: Wo 
können wir einen gemeinsamen Beitrag nach vorne 
bringen?  

Und – das ist wichtig an dieser Stelle – wir veran-
kern das, was als gesellschaftliche und politische 
Leitentscheidung tatsächlich notwendig ist, um eine 
solche Leitentscheidung überhaupt für einen Zeit-
raum von 30, 40 Jahren treffen zu können und sie 
nicht von Legislaturperioden abhängig zu machen. 
Das ist das, was wir mit dem Klimaschutzgesetz 
und mit dem Klimaschutzplan tatsächlich wollen.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
es gibt eine weitere Frage des Herrn Abgeordneten 
Höne.  

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Sehr gerne.  

Henning Höne (FDP): Vielen Dank, Herr Minister 
Remmel. Sie haben gerade gesagt, dass Sie das 
Thema „Energiewende, Klimapolitik“ nicht im Hin-
terzimmer machen. Da würde mich vor dem Hinter-
grund der Aufstellung des Klimaschutzplans inte-
ressieren – was sich in den Gesetzentwürfen bis-
lang nicht wiederfindet –, nach welchen objektiven 
Kriterien Sie die Teilnehmer der entsprechenden 
Arbeitsgruppen ausgewählt haben.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
bitte schön.  

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 



Landtag   07.11.2012 

Nordrhein-Westfalen 562 Plenarprotokoll 16/11 

 

Die Arbeitsgruppen sind offen. Daran können alle 
teilnehmen. Es sind auch alle eingeladen. Bei An-
fragen von außen haben wir uns bemüht, diese auf-
zunehmen. Da gibt es nichts zu verheimlichen. Wir 
machen offene Veranstaltungen. Es ist im Netz 
transparent. Einen solch transparenten Prozess gibt 
es in keinem anderen Bundesland. Und die Bundes-
regierung kriegt das schon gar nicht zustande.  

An einem Punkt allerdings möchte ich Klarheit her-
stellen: Mit einem Klimaschutzgesetz und einem 
Klimaschutzplan in Nordrhein-Westfalen werden wir 
das Weltklima selbstverständlich nicht retten. Es 
geht auch nicht nur um den Beitrag, den wir dazu 
leisten. Aber wenn wir die Ziele für Europa ernst 
nehmen – und die sind nicht von Nordrhein-
Westfalen gemacht –, 80 % bis 90 % bis 2050, auch 
die nationalen Ziele – die sind von Ihnen im Ener-
giekonzept der Bundesregierung niedergeschrieben 
worden –, mindestens 80 %, dann wird ein Schuh 
daraus. Denn wenn wir es hier in Nordrhein-
Westfalen nicht schaffen, in einem Industrieland mit 
30 % CO2-Anteil, mit über 33 % Anteil an der natio-
nalen Stromproduktion, dann wird es nirgendwo ge-
lingen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb ist es eine besondere Herausforderung, 
eine gemeinsame ökonomische und ökologische 
Anstrengung, das hier gesellschaftlich auf den Weg 
zu bringen.  

Ich bin davon überzeugt, dass es eine Standortfrage 
auch für die Zukunft wird. Klimaschutz ist ange-
wandte Wirtschaftspolitik. Deshalb ist es wichtig für 
den Industriestandort Nordrhein-Westfalen, hierbei 
auch die industriepolitische Perspektive zu sehen. 
In der Tat: Wir brauchen Aluminium, wir brauchen 
Stahl, wir brauchen Dämmstoffe. Da liegt auch der 
Beitrag der nordrhein-westfälischen Industrie und 
Wirtschaft für eine gemeinsame Klimaschutzstrate-
gie in Europa und in der Bundesrepublik.  

Im Übrigen lassen Sie uns nicht bei Diskussionen 
über Quellenbilanzen oder Produktbilanzen stehen 
bleiben. Es ist so, dass nach diesem Motto in Euro-
pa bilanziert wird, national bilanziert wird. Warum 
sollen wir in Nordrhein-Westfalen anders bilanzie-
ren? Dass wir die Produktfragen miteinbeziehen, ist 
selbstverständlich. Hier liegen in der Tat auch große 
Chancen für unser Bundesland, mit guten Produk-
ten, mit guten Maschinen einen eigenen Beitrag 
zum Klimaschutz zu leisten.  

Ich wünsche mir, dass Sie bei diesem Gemein-
schaftswerk mitmachen und Ihre Bremserfunktion 
aufgeben würden. Wir brauchen einen Anschub von 
Ihrer Seite, damit wir auch von der Bundesregierung 
Unterstützung bekommen und tatsächlich einen 
gemeinschaftlichen Plan auf den Weg bringen kön-
nen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich möchte darauf hinweisen, dass 
die Landesregierung ihre Redezeit um eine Minute 
verlängert hat. Gibt es zu diesem Einzelplan noch 
Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall. Damit sind 
wir am Schluss der Beratung. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Einzel-
plan 10. Der Haushalts- und Finanzausschuss emp-
fiehlt in Drucksache 16/1210, den Einzelplan unver-
ändert anzunehmen. Wer dem seine Zustimmung 
geben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/1210 mit Stimmen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen von 
CDU, FDP und Piraten angenommen und der Ein-
zelplan 10 verabschiedet. 

Ich rufe nun auf: 

 Einzelplan 04 
Justizministerium 

Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung und den 
Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/1204.  

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion Herrn Abgeordneten Kamieth das Wort.  

Jens Kamieth (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zunächst möchte ich 
etwas wiederholen, auch wenn wir das heute schon 
einige Male gehört haben: Der Haushaltsentwurf 
2012 wurde zu spät vorgelegt. Das Haushaltsjahr ist 
fast abgelaufen. Die Beratungen über den Einzel-
plan des Justizministers haben daher nur noch his-
torischen Charakter. Selbst wenn es heute eine 
Mehrheit für Änderungen geben würde, könnten 
diese keine politischen Wirkungen mehr entfalten, 
da das Jahr bereits zu fünf Sechstel abgelaufen ist. 
Das ist ärgerlich, das ist eine Missachtung des Par-
laments. So viel zur Politik der Einladung! 

Die Landesregierung zeigt ihr mangelndes Demo-
kratieverständnis. Sie wollen weiter Schulden ma-
chen, ohne ein nachhaltiges Konzept vorzulegen. 
Das gilt leider auch für den Haushalt des Justizmi-
nisteriums. 

Das betrifft zum Beispiel die Personalausgaben im 
Justizhaushalt. Zwar gibt es im Justizhaushalt tradi-
tionell keine großen Spielräume. Mehr als 
2,2 Milliarden € sind für Personalausgaben gebun-
den. Das sind etwa 61 % der Gesamtausgaben. 
Auch die Sachausgaben bilden einen großen Aus-
gabenblock. Beides ist nicht disponibel.  

Trotzdem gibt es zu wenig Personal im Justizbe-
reich. Richter und Staatsanwälte klagen über ihre 
Arbeitsbelastung. Die Strafvollzugsbediensteten 
müssen Monat für Monat Mehrstunden leisten. Es 
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